
REPUBLIK ÖSTERREICH 
Landesgericht Salzburg 

, .m 28.02.2011 - 00,11 

IM NAMEN DER REPUBLIK 

14 Cg 3/09t - 35 

Das Landesgericht Salzburg erkennt durch die Richterin 

Dr. Ursula MOhlfeliner in der Rechtssache der klagenden Partei 

Verein für Konsumenteninformation , Linke Wienzeile 18, 

1060 Wien, vertreten durch Dr. Klaus Perner, Rechtsanwalt in 

5020 Salzburg, gegen die beklagte Partei Mag. Josef 

 Pensionist und Unternehmer, Strasgangerstraße 190/2, 

8052 Graz, vertreten durch Dr. Thomas Lederer, Rechtsanwalt 

in 1030 Wien, wegen Feststellung (€ 30,000,00) zu Recht: 

1. Es wird festgestellt, dass der Beklagte der klagenden 

Partei fOr sämtliche Schäden haftet, die Valerie und Mag, So­

phie  dadurch entstanden sind und in Zukunft noch entste­

hen werden, dass anstelle der Verwendung ihres Eigenkapitals 

in Höhe von insgesamt € 62,400,00 als Eigenmittel fllr einen 

Wohnungskauf Ober € 150,000,00 und Finanzierung des Rest­

betrages durch einen bei der Volksbank Salzburg reg. Gen. 

m,b.H, im September 2002 aufgenommenen Euro-Annuitäten­

kredit mit variabler Verzinsung und 20-jähriger Laufzeit eine 

Gesamtfinanzierung durch einen bei der genannten (Genos­

senschafts-) Bank zur sei ben Zeit aufgenommenen endfälligen 

Fremdwährungskredit (JPY und CHF) mit 20-jähriger Laufzeit 

in Umrechnungshöhe von insgesamt € 150.000,00 sowie Ver­

anlagung der vorhandenen Eigenmittel in fondsgebundenen 

Lebensversicherungen der Clerical Medical Investment Group 
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Limited (Produkt Wealthmaster Noble, Polizzennummern 

60700720 und 6070073H) erfolgte. 

2. Der Beklagte ist schuldig, der klagenden Partei die mit 

€ 18.701,26 (darin enthalten € 2.697,71 USt sowie € 2.515,00 

Barauslagen) bestimmten Prozesskosten binnen 14 Tagen zu 

ersetzen. 

Entscheidungsgründe: 

Mit der am 8.1.2009 eingebrachten Klage stellt die 

klagende Partei das aus dem Spruch ersichtliche 

Feststellungsbegehren im Wesentlichen mit der Begründung, 

der Beklagte habe die sich aus seiner Eigenschaft als 

Finanzdienstleister und Versicherungsmakler ergebenden 

Aufklärungs-, Informations-, Nachforschungs- und 

Wohlverhaltens pflichten im Rahmen der Anlageberatung und 

-betreuung der in Finanzierungsfragen unkundigen Schwestern 

Valerie und Mag. Sophie  gröblich verletzt. Über seine 

Empfehlung hin sei das den Konsumentinnen damals 

verfügbare Sparguthaben von insgesamt € 62.400,00 nicht in 

einen Wohnungskauf, sondern in Form eines Einmal-Erlags in 

Lebensversicherungen, zum Teil mit 75-jähriger Laufzeit, 

investiert worden; darüber hinaus habe er zur Aufnahme eines 

Fremdwährungsdarlehens über € 150.000,00 geraten. Nach der 

Darstellung des Beklagten habe es sich dabei um ein 

vollkommen risikoloses Finanzierungssystem gehandelt, das 

einen Mindestertrag von 4,5%, realistischerweise 8,5% im 

Mittel abwerfen würde; Verluste seien ausgeschlossen. Dabei 

habe er den Anlegerinnen allerdings das Wechselkurs- und 

Zinsänderungsrisiko wie auch das Risiko von 

Gewinnbeteiligungsrückgängen bei Lebensversicherungen und 

Wertverlusten bei Fondsbeteiligungen, das sich mittlerweile 
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verwirklicht habe, verschwiegen; dieses Risiko übersteige 

jedenfalls die objektive Risikofähigkeit der Konsumentinnen, 

zumal diese auch über keine weiterreichenden finanziellen 

Reserven verfügen würden. Das Laufzeitende widerspreche 

ihrem Anlagehorizont und sei überdies unrealistisch. 

2007 sei von dem nur fünf Jahre zuvor in die 

Versicherung einbezahlten Kapital nur mehr ein Wert von € 

29.859,00 vorhanden gewesen, von welcher Entwicklung die 

Konsumentinnen erst mit Wertnachricht vom 1.10.2007 

erfahren hätten; davor habe ihnen die Risikoträchtigkeit des 

vom Beklagten vorgeschlagenen Konzepts gar nicht auffallen 

können. Seither seien weitere Verschlechterungen eingetreten; 

das konkrete Schadensausmaß stehe noch nicht fest. 

Mit Vereinbarung vom 26.10.2008 hätten Valerie und 

Mag. Sophie  ihre Schadenersatzansprüche an die 

klagende Partei zum Inkasso abgetreten. 

Der Beklagte bestreitet eine fehlerhafte Anlageberatung, 

beantragt Klagsabweisung und wendet insbesondere 

mangelnde (aktive und passive) Sachlegitimation sowie 

Verjährung ein. Zunächst einmal gehe die gewählte 

Konstruktion auf den selbständigen Entschluss der 

Konsumentinnen zurück; diese seien - ebenso wie ihre Mutter 

- in finanziellen Angelegenheiten versiert gewesen und hätten 

im Gespräch einen langfristigen Anlagehorizont sowie die 

Bereitschaft zur Inkaufnahme überdurchschnittlicher 

Renditechancen bekannt gegeben. Ihr ausdrücklicher Wunsch 

sei gewesen, ihr gesamtes Kapital in die beiden 

Versicherungen zu investieren, bei denen es sich im Übrigen 

um Verträge mit garantiertem Wertzuwachs handle. Der 

Beklagte sei seinen Aufklärungs- und Informationspflichten 

umfassend nachgekommen; das Risiko von Kursschwankungen 

sei den beiden Frauen auch bereits bekannt gewesen. Eine 
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Haftung für leichte Fahrlässigkeit habe man im übrigen 

ausdrücklich ausgeschlossen. 

Abgesehen davon, dass das von ihm ausgearbeitete, 

detaillierte Finanzierungskonzept auch eine mögliche 

Eurofinanzierung auf Basis von € 91.000,00 beinhaltet habe, 

hätte der Fremdwährungskredit ansehnliche Zins- und 

Kursgewinne gebracht. Im November 2004 sei das 

Betreuungsverhältnis mit dem Beklagten allerdings 

aufgekündigt, die erforderlichen Dispositionen somit nicht 

getroffen worden; an den in der Folge entstandenen Schäden 

treffe die Geschwister daher ein entscheidendes 

Mitverschulden. 

Bei Vertragsabschluss sei der Beklagte im übrigen bloß 

Versicherungsagent gewesen. 

Das Gericht hat Beweis aufgenommen durch die 

Urkunden Beilagen .IA bis .IZ sowie .11 bis .134, Gutachten des 

Sachverständigen Mag. Dr. Herbert , Einvernahme 

der Zeugen Valerie  Mag. Sophie  Karin 

 Thomas  Stefanie  

Christine  Heinz  und Mag. Bernd 

 sowie Vernehmung des Beklagten als Partei. 

Demnach steht folgender 

Sachverhalt 

als erwiesen fest: 

Im Jahr 2002 wandten sich die Zwillingsschwestern Vale­

rie und Mag. Sophie  im Zusammenhang mit der Finan­

zierung eines Wohnungskaufs an den Beklagten. Aufgrund der 

beengten Platzverhältnisse in ihrem Elternhaus beabsichtigen 
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die bei den bereits seit einiger Zeit, von zuhause auszuziehen, 

wobei grundsätzlich auch eine Mietwohnung für sie in Frage 

gekommen wäre. Letztlich entschlossen sie sich zum gemein­

samen Kauf einer Wohnung sowie - nachdem sie ein passen­

des Objekt gefunden hatten - dazu, sich in Fragen der Finan­

zierung an den Beklagten zu wenden. Von dessen Sohn Tho­

mas, mit dem sie eine langjährige Freundschaft pflegten, 

wussten sie, dass der Beklagte als Finanzberater tätig war. 

Thomas  war es auch, der ihnen den Kontakt zu 

seinem Vater vermittelte (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  

ON 15; ZV Mag. Sophie iON 15; ZV Karin  ON 

15; ZV Thomas  ON 15; ZV Christi ne  18). 

Die damals 20-jährigen Schwestern lebten und studierten 

zu dieser Zeit in Salzburg. Sie wollten eine Finanzierung über 

€ 150.000,00, wobei ihnen eine monatliche Kreditbelastung in 

Höhe der Mietkosten für vergleichbare Wohnungen und eine 

möglichst rasche Tilgung vorschwebte. Gemeinsam verfügten 

sie über Ersparnisse in der Größenordnung von etwa € 

10.000,00 sowie zwei Bausparverträge mit normaler Laufzeit 

und einer monatlich einzuzahlenden Summe von € 80,00. Der 

Bausparvertrag von Valerie  war schon vor dem Jahr 

2002 ausbezahlt und der Auszahlungsbetrag von ihrer Mutter 

zwischenzeitlich in Aktien angelegt, ihr für den Wohnungskauf 

aber wieder zurückgegeben worden (ZV Valerie iON 15; 

ZV Mag. Sophie iON 15; ZV  ON 18; ZV Christine 

iON 18). 

Der Beklagte betrieb bis zum 1.1.2004 das nicht proto­

kollierte Einzelunternehmen Ing. Mag. Josef  Vermö­

gens- und Unternehmensberater, mit dem Unternehmensge­

genstand Wertpapierdienstleistung, Unternehmens- und Ver­

mögensberatung; mit Notariatsakt vom 28.9.2004 brachte er 

(rückwirkend zum 1.1.2004) den Unternehmensteil "Vermö­

gensberatung" in die Euro Management GmbH (FN 253420b) 
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ein, deren Alleingesellschafter er ist. Er übernahm eine 

Stammeinlage von € 35.000, die er zur Hälfte durch Barzah­

lung, im Übrigen durch Einbringung des Teilbetriebs samt allen 

Aktiven und Passiven, sohin das gesamte Betriebsvermögen 

umfassend, als Sacheinlage aufbrachte. Laut Einbringungsver­

trag tritt die Gesellschaft in die den Teilbetrieb betreffenden 

Rechtsverhältnisse ein; die Wirksamkeit dieses Übergangs 

hängt von der Zustimmung der davon betroffenen Dritten ab. 

Den Teilbetrieb "Unternehmensberatung" brachte der Beklagte 

- ebenfalls im Jahr 2004 - in die Euro Management GmbH & 

Co KG ein (PV Beklagter ON 18; Beilage ./5). Von 7.9.2000 bis 

26.1.2006 war er berechtigt, das Gewerbe der Versicherungs­

vermittlung als Versicherungsagent (§ 94 Z 76 GewO 1994) 

auszuüben. Von 15.1.2005 bis zur Löschung der Gewerbebe­

rechtigung mit 26.1.2006 bestand jeweils ein Agenturverhältnis 

zu den Versicherungsunternehmen Clerical Medical Investment 

Group und Skandia Leben AG, Lebensversicherungs-Aktienge­

sellschaft. Im Jahr 2002 betreute der Beklagte schwerpunktmä­

ßig Unternehmen, um Privatkunden bemühte er sich nicht (PV 

Beklagter ON 18; ZV Karin  ON 15; ZV Thomas 

 ON 15; Beilagen ./5 und ./17). 

Insgesamt fanden drei Beratungsgespräche zwischen 

dem Beklagten und der Familie  statt (PV Beklagter ON 

18; ZV Karin  ON 15; Beilage ./6). Von seinem Sohn, 

der bei einem dieser Gespräche ebenfalls anwesend war, war 

der Beklagte bereits darüber informiert worden, dass die Ge­

schwister eine Wohnung kaufen wollten. Mutter und Töchter 

kannte er flüchtig, da sich sein Sohn oft im Hause  auf­

hielt. Ob die Schwestern damals schon über die Möglichkeit ei­

nes Annuitätendarlehens Bescheid wussten bzw. ob Thomas 

 ihnen gegenüber die sich anbietenden Finanzie­

rungsvarianten im Vorfeld kurz angesprochen hatte, steht nicht 

fest. Veranlagungsexperten waren die Schwestern Valerie und 
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Sophie jedenfalls nicht (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  

ON 15; ZV Karin  ON 15; ZV Thomas  ON 

15). 

Den ersten Termin am 4.9.2002 nahmen die Zwillinge ge­

meinsam mit ihrer Mutter Christine  war (ZV Valerie  

ON 15; ZV Mag. Sophie  15; ZV Christine  18; 

Beilage ./31). Der Beklagte zeigte zwei Möglichkeiten, nämlich 

die eines Euro-Abstattungskredits sowie die eines endfälligen 

Fremdwährungskredits auf, stellte deren Vor- und Nachteile 

dar und fragte, ob die Geschwister nur den Wohnungskauf fi­

nanzieren oder darüber hinaus noch Vermögen, etwa für eine 

Altersvorsorge aufbauen wollten. Bereits anlässlich dieses Ter­

mins zeigte der Beklagte den Frauen Tabellen über die ange­

sprochenen Varianten sowie die Kreditnebenkosten, die später 

Teil seines Finanzierungskonzepts werden sollten (PV Beklag­

ter ON 18; ZV Valerie  15; ZV Christine  18; 

Beilage ./6 [Blätter 3 und 5 sowie Seite 3/3]). Er wies darauf 

hin, dass Eigenkapital in Höhe eines Drittels des Kaufpreises 

aufzubringen sei; befragt nach den vorhandenen Eigenmitteln, 

informierten die Schwestern den Beklagten über Ersparnisse 

von etwa € 10.000,00 sowie zwei Bausparverträge. Christine 

 erklärte sich bereit, das fehlende Eigenkapital zur Verfü­

gung zu stellen, da sie damals Ersparnisse in der Größenord -

nung von ungefähr € 75.000,00 hatte; davon wollte sie etwa € 

60.000,00 zuschiessen (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  

ON 15; ZV Mag. Sophie  15; ZV Christine  18; 

Beilage ./31). Neben den ersparten € 75.000,00 verfügte Chris­

tine  auch über eine geringe Barreserve und Wertpapiere 

bei ihrer Hausbank, die ihr von dieser empfohlen worden wa­

ren (PV Beklagter ON 18; ZV Christi ne  18); dass sie 

darüber hinaus in Kredit- und Veranlagungsangelegenheiten 

besonders versiert gewesen wäre, steht nicht fest. 
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Der Beklagte ließ sich von allen drei Frauen Informati­

onsvollmachten erteilen und holte Selbstauskünfte und Daten 

ein, um den finanziellen Hintergrund von Mutter und Töchtern 

aufbereiten zu können. Zum Fremdwährungskredit händigte er 

den Damen auch Unterlagen aus. Dass eine der Schwestern 

oder die Mutter von dieser Lösung besonders angetan gewe­

sen wären, ist nicht feststellbar. Fest steht nur, dass Christine 

 in der Folge gewisse Bedenken dagegen hatte, nachdem 

sie von ihrer im Bankwesen beschäftigten Cousine vor den 

Schwankungen, denen Fremdwährungsdarlehen unterliegen 

würden, gewarnt worden war (ZV Karin  ON 15; ZV 

Thomas  ON 15; ZV Christine  18). Abschlie­

ßend wurde vereinbart, dass der Beklagte bis zum nächsten 

Termin ein Finanzierungskonzept erstellen sollte (PV Beklagter 

ON 18; ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15; 

ZV Christine  18; Beilage ./31). 

Über die konkreten Finanzierungsmöglichkeiten wurde 

bei der zweiten Besprechung am 11.9.2002 gesprochen, bei 

welchem Termin nur Christine  und die dritte Schwester 

Stephanie nicht hingegen die Zwillinge Valerie und 

Sophie anwesend waren. Der Beklagte stellte das von ihm er­

stellte Finanzierungskonzept vor, das sowohl eine Finanzie­

rung mittels Annuitätendarlehen in Euro in Höhe von 

€ 91.000,00 als auch eine Gesamtfinanzierung durch einen 

endfälligen Fremdwährungskredit in Japanischen Yen (JPY) 

und Schweizer Franken (CHF) in Höhe von umgerechnet insge­

samt € 150.000,00 beinhaltete. Dass verschiedene Alternativen 

gerechnet und angeboten werden, ist bei den Beratungen des 

Beklagten üblich (ZV Thomas  ON 15). Als Tilgungs­

träger für das Fremdwährungsdarlehen waren die Verwendung 

der Eigenmittel als Versicherungs-Einmalanlage und - im Sin­

ne einer Risikostreuung - ein monatlicher Sparplan in Form ei­

ner fondsgebundenen Lebensversicherung vorgesehen; der 
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Beklagte schlug dafür Produkte der Clerical Medical Invest­

ment Group Limited, einer in England gegründeten Gesell­

schaft mit beschränkter Haftung (im Folgenden kurz: CMI), und 

der Skandia Leben AG (in der Folge nur: Skandia) vor (ZV 

Mag.  ON 18; Beilage ./17). Der Beklagte meinte, 

dass CMI ein sehr gutes Rating aufweise und dass sich das ins 

Auge gefasste Produkt "Wealthmaster Noble (Einmalbeitrag)" 

auch in Krisenzeiten bewährt habe (pV Beklagter ON 18); an­

hand von Tabellen mit Zinssätzen von 3 oder 4 bis 12 % erklär­

te er, dass das Guthaben bei einer positiven Entwicklung be­

reits nach 15 Jahren entnommen und damit der Kredit abge­

deckt werden könnte. Kern der Aussage des Beklagten war, 

dass 12 % wohl nicht mehr zu erzielen wären, mit einer Rendi­

te von durchschnittlich 8 %, schlimmstenfalls 3 bis 4 % jedoch 

gerechnet werden könne (ZV  ON 18; ZV Christine 

 18). Ob in diesem Zusammenhang von einer Frist von 

fünf Jahren ebenfalls die Rede war, ist nicht feststellbar. Auch 

das Produkt von Skandia pries der Beklagte als sehr gut an 

(PV Beklagter ON 18 und 19; ZV  ON 18; ZV Christine 

 18); die Laufzeit dieser Versicherung war von ihm 

dem Finanzierungshorizont entsprechend mit 20 Jahren vorge­

sehen gewesen (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  15; 

ZV Mag. Sophie  15; Beilagen ./6 und ./31). Bereits 

an lässlich dieses Gesprächs wies der Beklagte darauf hin, 

dass Fremdwährungskredite Währungsschwankungen unterlie­

gen, ihre Entwicklung daher beobachtet werden müsste; nach 

seiner Darstellung würde der Haupttilgungsträger (CMI) allfälli­

ge Risiken allerdings von vornherein verringern (PV Beklagter 

ON 19; ZV  ON 18; ZV Christine  18). Auch 

darüber, dass mit dieser Variante ein höherer Kredit aufgenom­

men werden müsse, wurde gesprochen (ZV Christine  

18). Nicht thematisiert wurden hingegen etwaige negative Ent­

wicklungen der Veranlagung in ein CMI-Produkt, allfällige Risi-



Hinterlegt am 28.02.2011 - 00:11 

- 10 -

ken beim Kauf einer Eigentumswohnung gänzlich ohne Eigen­

mittel bzw. bei einer Finanzierung in Fremdwährung mit Til­

gungsträgern ohne Reserven (ZV  ON 18; ZV Christine 

 18). Weiters erklärte der Beklagte, dass ein Annuitä­

tendarlehen ebenfalls möglich sei, wobei er ausgehend von ei­

nem Durchschnittszinssatz von 5,25 % eine monatliche Rück­

zahlungsrate von € 613,20 errechnete; seine Empfehlung ging 

allerdings in Richtung eines Fremdwährungskredits (ZV 

 ON 18; ZV Christine  18). Bei diesem betrug 

die alternative Zinsbelastung laut Konzept des Beklagten nur € 

229,20; zugleich würde Kapital in Form von zwei Einmal-Erlä­

gen über € 30.000,00 und € 29.000,00 sowie ein zusätzlicher 

monatlicher Betrag von € 270,80 (auf dem Konzept mit dem 

handschriftlichen Zusatz "Skandia 150,-- / 150,--") angespart 

werden. Den Zinssatz sowohl für die monatlichen als auch die 

Einmal-Erläge setzte der Beklagte in seinem Konzept mit 6 % 

p.a. an (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  15; ZV Mag. 

Sophie  15; Beilagen ./6 und ./31). Ob der Beklagte 

Christine  in der Folge zu einem Fremdwährungsdarlehen 

für ihre Töchter drängte, kann nicht festgestellt werden. 

Bei diesem Termin konnte der Beklagte auch eine detail­

lierte Aufstellung über die damals bestehenden Kreditverbind­

lichkeiten und Rückzahlungsverpflichtungen der Familie sowie 

von ihm angestellte Berechnungen über die finanzielle Situati­

on nach dem Tod des schwer kranken Familienvaters vorlegen 

(PV Beklagter ON 18; Beilage ./23). Von Christine  wurde 

er anlässlich der Besprechung auch gebeten, die Wertentwick­

lungen ihrer Veranlagungen zu überprüfen (PV Beklagter ON 

18) . 

Am 18.9.2002 fanden sich Valerie und Sophie  al­

lein beim Beklagten ein. In einem ausführlichen (dreieinhalb­

stündigen) Gespräch ging der Beklagte mit den Geschwistern 

das erarbeitete Konzept durch, betonte dabei den positiven Ef-
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fekt der von ihm empfohlenen Produkte und dass ein endfälli­

ger Fremdwährungskredit - unabhängig von Tilgungsträgern 

oder Währungsgewinnen - jedenfalls günstiger sei als ein Eu­

rodarlehen (PV Beklagter ON 18 und 19; ZV Valerie  

15; ZV Mag. Sophie  15); der wesentliche Vorteil liege 

in der Zinsersparnis mit Unterschieden zwischen 2 und 4 %. 

Eine etwaige Negativperformance der Tilgungsträger wurde 

nicht angeschnitten (ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15), im Gegenteil: Der Beklagte erläuterte, dass es 

sich beim Haupttilgungsträger um eine fondsgebundene Versi­

cherung mit Wertzuwachssicherung und Glättungseffekt hand­

le, bei dem die Schwestern nicht unter den veranlagten Betrag 

fallen könnten (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  15; 

ZV Mag. Sophie  15); der Glättungseffekt sorge für 

eine positive Tendenz, die Zuwachsgarantie dafür, dass dekla­

rierte Wertzuwächse von CMI nicht wieder zurückgenommen 

werden könnten (ZV Mag. Sophie  15). Der Beklagte 

wies allerdings auch darauf hin, dass die ersten fünf Jahre 

nach Vertragsabschluss für die Entwicklung des Produkts nicht 

aussagekräftig seien, da in dieser Zeit Managementgebühren 

in Höhe von 7,5 % anfallen würden (PV Beklagter ON 19; ZV 

Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15). Die 75-jäh­

rige Laufzeit rechtfertigte er damit, dass die Versicherungs­

summe ohnehin jederzeit in Anspruch genommen werden kön­

ne (PV Beklagter ON 18 und 19; ZV Valerie  15; ZV 

Mag. Sophie  15); dass bei Verfügbarkeit des Til­

gungsträgers im allgemeinen und bei frühzeitiger Auszahlung 

im speziellen weitere Abschläge in Kauf zu nehmen seien, er­

wähnte der Beklagte hingegen nicht (ZV Valerie  15; 

ZV Mag. Sophie  15; siehe Beweiswürdigung). 

Um den möglichen Verlauf der Wertentwicklung zu veran­

schaulichen, zeigte er den Geschwistern eine von CMI stam­

mende Modellrechnung fOr einen Einmalerlag von € 30.000,00 
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(Beilage ./G). die seinen Erfahrungen zum damaligen Zeitpunkt 

entsprach und als geringste Rendite 4,5 % p.a., als höchste 

9,5 % p.a. ausweist (PV Beklagter ON 18; ZV Valerie  

15). Dass der Beklagte erklärt hätte, dass sich diese Rechnung 

nur auf Vergangenheitswerte beziehe, die für die Zukunft je­

doch nicht aussage kräftig sind, steht nicht fest. 

Er erläuterte an hand dieser Unterlage, dass bei einer 

durchschnittlichen Performance von 4,5 % nach 15 Jahren ein 

Betrag von € 54.142,00 zu erwarten sei, bei einer besseren 

Performance entsprechend mehr (PV Beklagter ON 18); zur 

(weiteren) Illustration hatte er die Werte ,,4,50 %" und ,,8,50 %" 

gekennzeichnet (siehe Beweiswürdigung). Eine Mindestrendite 

in Zahlen nannte der Beklagte zwar nicht; aufgrund seiner Dar­

stellung in Zusammenhalt mit der vorgelegten Berechnung ent­

stand jedoch für die Schwestern  der Eindruck, eine 

Rendite von 4,5 % sei in jedem Fall zu erwarten (ZV Valerie 

 15). Dass unter Umständen auch mit geringeren Ren­

diten zu rechnen sei, wurde nicht besprochen; auch von finan­

ziellen Reserven für den Fall einer unerwünschten Entwicklung 

war nicht die Rede (ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15). 

Die Finanzierung war auf grundsätzlich 20 Jahre ausge­

legt (PV Beklagter ON 18). Der Beklagte erklärte den Ge­

schwistern, dass der Kredit nach dieser Zeit jedenfalls abge­

deckt werden könne, bei guter Performance möglicherweise 

sogar früher, nach zehn bzw. 15 Jahren. Darüber hinaus soll­

ten ihnen Mittel für ihre Altersvorsorge verbleiben (PV Beklag­

ter ON 18 und 19; ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15; ZV Ghristine  18; Beilage .IV). Nicht fest­

gestellt werden kann, ob auch davon die Rede war, dass be­

reits ein Tilgungsträger (GMI) ausreichen werde, den Kredit ab­

zudecken; aufgrund der Darstellung des Beklagten gingen je­

doch sowohl die Zwillinge als auch deren Mutter davon aus, 
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dass dies der Fall sei (ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15; ZV Christine  18). 

Die Schwestern bezeichnen sich selbst als eher konser­

vativ und nur wenig risikobereit. Ihnen war bewusst, dass sie 

bei der vom Beklagten empfohlenen Finanzierungsvariante 

nicht nur einen höheren Kredit aufnehmen müssten; auch das 

mit Fremdwährungskrediten verbundene Risiko von Kurs­

schwankungen war ihnen bekannt bzw. waren sie vom Beklag­

ten (nochmals) darauf hingewiesen worden. Ihnen war aber 

auch klar, dass mit einer vergleichsweise konservativen Veran­

lagung nicht so hohe Gewinne zu erwirtschaften wären (PV Be­

klagter ON 18 und 19; ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15). Die in Aussicht gestellte rasche Kreditrückzah­

lung unter zusätzlichem Vermögensaufbau bewog sie letztlich 

dazu, sich für den vorgeschlagenen endfälligen Kredit in 

Schweizer Franken und Yen mit den ausgewählten Tilgungsträ­

gern zu entscheiden. Ihre Bedenken wurden auch dadurch zer­

streut, dass der Beklagte ihnen zu verstehen gab, dass insbe­

sondere der Haupttilgungsträger ein allfälliges Risiko von vorn­

herein abfedern würde. Darüber hinaus wurde mit dem Beklag­

ten vereinbart, die Entwicklung des Fremdwährungsdarlehens 

zu überwachen, und zu diesem Zweck am 18.9.2002 ein Be­

treuungsvertrag (Managementvertrag) geschlossen. Für seine 

Tätigkeit im Rahmen dieses Vertrags erhielt der Beklagte jähr­

lich € 180,00 (ZV Valerie  15). Die Geschwister und 

deren Mutter hielten sich aber auch selbst - wenngleich nicht 

täglich - über die Kursentwicklungen des aufgenommenen Kre­

dits auf dem Laufenden; über die Entwicklung der Tilgungsträ­

ger wurden sie ohnehin durch jährliche Wertnachrichten infor­

miert (ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15; ZV 

Christine  18; Beilagen .lL = Wertinformation 

2008 .133, .IM und .IN = Wertnachricht 2003 .lT und .113, .lQ = 

Wertnachricht 2007 .lZ, .IX, .IY, ./14, .115, .120, .132 und ./33). 
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Schließlich gab auch der sich nach den Berechnungen des Be­

klagten ergebende Zinsvorteil von 2,75 % (CHF) bzw. 3,375 % 

(Yen) den Ausschlag für einen end fälligen Fremdwährungskre­

dit mit Tilgungsträgern (PV Beklagter ON 18 und 19; ZV Valerie 

 15; ZV Mag. Sophie  15; Beilage ./6). Die Va­

riante, das vorhandene Eigenkapital für den Kaufpreis zu ver­

wenden und nur über den Differenzbetrag einen Kredit aufzu­

nehmen, war damit vom Tisch; auch ein Eurokredit wurde, 

nachdem sich die Geschwister entschieden hatten, im Detail 

nicht mehr besprochen (ZV Valerie  15; ZV Mag. So­

phie  15). 

Der Inhalt der Besprechung wurde in zwei (inhaltsglei­

chen) Gesprächsnotizen festgehalten, die von den Geschwis­

tern und vom Beklagten unterfertigt wurden; dabei handelt es 

sich um Formulare für Finanzierungs- und Anlageberatungen, 

die vom Beklagten und seinem Sohn erarbeitet wurden (ZV 

Thomas  ON 15). Der Beklagte ging die einzelnen 

Punkte mit den Schwestern Schritt für Schritt durch; zu diesem 

Zeitpunkt waren die Formulare schon teilweise ausgefüllt, im 

Wesentlichen mit den dem Beklagten bereits bekannten (allge­

meinen) Daten und Informationen (Bezeichnung des Mandan­

ten, Höhe der Anlage u.ä.). Die noch fehlenden Punkte ergänz­

ten der Beklagte bzw. - unter seiner Anleitung - Mag. Sophie 

 handschriftlich (PV Beklagter ON 19; ZV Valerie  

ON 15; ZV Mag. Sophie  15; ZV Thomas  ON 

15; Beilagen ./3 und ./4). Als Zweck der Anlage wurde jeweils 

"Wohnungskauf' angegeben, "Frist-/zweekgebundene Anlagen" 

und" Vermögensaufbau" angekreuzt; als Anlagehorizont wurde 

entsprechend der Kreditlaufzeit "langfristig 8 - 25 Jahre" ge­

wählt. Unter der Position "Risikobereitsehaft" waren "Geringe 

Rendileehaneen bei geringem Risiko" und "Oberdurehsehnittli­

ehe Renditeehaneen bei hohem Risiko" angekreuzt, als beab­

sichtigte Kapitalanlage "fondsgebundene Lebensversieherun -



Hinterlegt am 28.02.2011 - 00:11 

- 15 -

gen" (Beilagen ./3 und ./4). Der Beklagte erklärte, dass bei ei­

ner Lebensversicherung immer ein erhöhtes Risiko bestehe, 

das hier jedoch dadurch minimiert werde, dass es sich um ein 

Garantieprodukt mit Höchststandsgarantie handle (PV Beklag­

ter ON 19; ZV Mag. Sophie  15). Unter "Erfahrungen, 

Kenntnisse und finanzielle Situation des Mandanten" wurden 

die Vermögenspositionen "Sparbuch" und "Bausparverträge" 

sowie "Investmentfonds" angekreuzt (Beilagen ./3 und ./4), wo­

bei nicht festgestellt werden kann, ob die Schwestern zu die­

sem Zeitpunkt tatsächlich in Investmentfonds veranlagt hatten 

oder über diese Veranlagungsform auch nur informiert waren. 

Zum Vermerk, die Geschwister wären nicht bereit gewesen, In­

formationen gemäß § 13 Z 3 WAG (alt) zu erteilen, kam es, da 

der Beklagte ihnen mitteilte, dass ihm ein Kreuz an dieser 

Stelle eine gewisse Sicherheit bieten würde, was die bei den 

nicht weiter hinterfragten; Angaben wurden von den Schwes­

tern aber ohnedies nicht verweigert (PV Beklagter ON 19; ZV 

Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15). Der zu ver­

anlagende Betrag von je € 30.000,00 war vorab so besprochen 

worden und wurde einvernehmlich um eine 4 %-ige Versiche­

rungssteuer (Ausgabeaufschlag; Beilage ./W) ergänzt (PV Be­

klagter ON 19; ZV Valerie  15). Auch über Gebühren 

und Verwaltungskosten, Kursschwankungen, Bindefrist und 

Verfügbarkeit, Renditeerwartung, Währungsrisiko, den Produk­

temittenten (CMI), steuerliche Behandlung von Kapitalerträgen, 

Rückkaufswert und das gesetzliche Widerrufsrecht (Rücktritts­

recht) binnen 14 Tagen wurde gesprochen; mit ihrer Unter­

schrift bestätigten die Schwestern, über diese Punkte infor­

miert worden zu sein und die der Gesprächsnotiz angeschlos­

senen Mandantenhinweise (zu Risiken, Haftung und die Ausfol­

gung von Urkunden) gelesen und verstanden zu haben. Im un­

teren Drittel der eine DIN-A-4-Seite umfassenden Mandanten-
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hinweise findet sich unter der Überschrift "Haftungshinweis" 

folgende durch Fettdruck hervorgehobene Passage: 

"Ich nehme zur Kenntnis, dass die Firma Isamberth für die 

Vollständigkeit und Richtigkeit der die gewählte Anlage betref­

fenden Informationen haftet, somit auch für Fälle der leichten 

Fahrlässigkeit. 

Allerdings haftet die Firma Isamberth für solche Umstände, die 

sich auf meine persönlichen finanziellen Verhältnisse, auf 

mein persönliches Anlageverhalten und auf meine Anlageziele 

beziehen, nur für den Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, nicht 

auch für leichte Fahrlässigkeit (Beilagen ./3 und ./4; PV Be­

klagter ON 18 und 19; ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie 

 15). 

Im Gegenzug informierten die Schwestern  den Be­

klagten darüber, über monatliche Einkünfte in Form von Ali­

menten/Waisenrente von je € 1.000,00 bis € 1.200,00 zu verfü­

gen (ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15); 

dieser Aspekt spielte speziell für die Dauer der Finanzierung 

eine Rolle (PV Beklagter ON 19). Zur Bindefrist erläuterte der 

Beklagte noch, dass diese bei fondsgebundenen Lebensversi­

cherungen mindestens zehn Jahre betragen sollte, da bei vor­

zeitiger Auflösung Steuern von 7 % anfallen würden (PV Be­

klagter ON 19; ZV Valerie  15; ZV Mag. Sophie  

ON 15); es hieß auch, dass der Rückkaufswert von der Perfor­

mance abhängig und bei vorzeitiger Kündigung geringer sei 

(ZV Mag. Sophie  15). 

Beim sei ben Termin wurden vom bzw. über Anleitung des 

Beklagten auch persönliche Anlegerprofile für die fondsgebun­

dene Skandia -Lebensversicherung ausgefüllt; danach verfü­

gen Valerie und Sophie  bei Sparbüchern, Bausparen und 

Geldmarktfonds über sehr gute, bei den übrigen Veranlagungs­

formen (insbesondere Aktien, Fonds und Investments in 

Fremdwährung) über durchschnittliche (3) bis gar keine (5) 
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Kenntnisse und Erfahrungswerte (Beilagen ./21 und ./22). Ob 

die Profile in diesem Punkt nach den Angaben der Geschwister 

oder nach den Vorgaben des Beklagten ausgefüllt wurden, 

steht nicht fest. 

Als Anlageziele wurden "Tilgungsträger" und "Vermö­

gensaufbau" angekreuzt, als Anlagestrategien "mittleres Risi­

ko" und "hohes Risiko"; unter der Position "Anlagehorizont" 

wurde die Antwortmöglichkeit "über 10 Jahre" gewählt (Beila­

gen ./21 und ./22). Zu Punkt 5) (zur Verfügung stehende[s] In­

vestitionsvolumen und sonstige Vermögenswerte) kreuzten die 

Geschwister "keine Angaben" an, da der Beklagte ihnen erklärt 

hatte, in diesem Fall nichts ausfüllen zu müssen (PV Beklagter 

ON 19; Beilagen ./21 und ./22). 

Mit den zu unterfertigenden Unterlagen händigte der Be­

klagte Valerie und Mag. Sophie  Risikohinweise für end­

fällige Fremdwährungskredite aus, die er mit ihnen ebenfalls 

durchging (PV Beklagter ON 19; ZV Valerie  15; ZV 

Mag. Sophie  15; Beilagen ./1 und ./2). Diese Hinwei­

se waren zum damaligen Zeitpunkt marktüblich und wurden 

auch von Banken verwendet; sie enthalten die wesentlichen 

(Kursänderungs-, Zinsänderungs- und Performance-) Risiken. 

Mit ihrer Unterschrift bestätigten die Schwestern, die Risiko­

hinweise erhalten, gelesen und verstanden zu haben (PV Be­

klagter ON 19; SV Dr. Sam haber ON 33; Beilagen ./1 und ./2). 

Am 18.9.2002 beantragten Valerie und Mag. Sophie 

 bei GMI zwei Kapitallebensversicherungen mit jeweils 

am 30.9.2002 beginnender, 75-jähriger Vertragslaufzeit und ei­

nem Einmal-Investitionsbeitrag von je € 31.200,00 (inklusive 4 

%-iger Versicherungssteuer). Investiert wurde - wie vom Be­

klagten empfohlen - in die Euro-Pool-Serie ,,2000EINS" des 

Produkts Wealthmaster Noble (Einmalbeitrag); als Versiche­

rungsgrund wurde "Kauf Wohnung" angegeben. Der Antrag ist 
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vom Beklagten als "Finanzvermittler" unterfertigt; darüber hin­

aus findet sich darauf auch seine Vermittlernummer 00920 

(Beilagen .IB, .19, .110 und .119). 

Bei Wealthmaster Noble handelt es sich um einen an An­

teile/Einheiten gebundenen Lebensversicherungsvertrag mit 

fester Laufzeit und Einmalbeitrag; es ist ein kapitalmarktorien­

tiertes Produkt. Bei dem von den Schwestern  gewählten 

Pool muss eine Mindestlaufzeit von zehn Jahren festgelegt 

werden; wird ursprünglich eine Veranlagung mit kürzerer Lauf­

zeit gewählt und fällt erst später der Entschluss zu einer Ren­

tenversicherung' fallen neuerliche Abschlusskosten in voller 

Höhe an. Bei Ausnützen einer Verlängerungsoption - bei am 

Beginn kürzerer Laufzeit - muss die Verlängerung mindestens 

zehn Jahre betragen; diesfalls wird das Kapital in einen dann 

offenen Pool umgeschichtet. Die Höhe der Abschlusskosten ist 

unabhängig davon, ob die Mindest- oder aber eine längere 

Laufzeit vereinbart wird (ZV Mag.  ON 18; 

Beilagen .17 und .120 [Seite 2]). Bei einem Abschluss auf 70 

Jahre wird (zumindest) eine steuerliche Optimierung erreicht, 

da während der Vertragsdauer keine Steuern zu zahlen sind. 

Darüber hatte der Beklagte die Schwestern bereits in einem 

der Gespräche informiert (PV Beklagter ON 18 und 19; ZV 

Mag.  ON 18; Beilagen .17 und .18). 

Den Beiträgen wird eine nominelle Anzahl von 

Anteilen/Einheiten zugewiesen, die einen Ausgabe- und einen 

Rücknahmepreis haben. Werden Auszahlungen nicht bei Ver­

tragsabschluss beantragt oder übersteigen die Gesamtauszah­

lungen in einem Jahr 10 % des ursprünglichen Investmentbei­

trags, werden vom Wert der Anteile innerhalb des ersten Mo­

nats 7,5 % des Beitrags abgezogen, welcher Prozentsatz sich 

bei Auszahlungen in den darauffolgenden Monaten auf 0,125 

% der Kapitalanlage pro verbleibendem Monat (Restbetrag der 

Einrichtungsgebühr) reduziert; das Gleiche gilt für Auszahlun-
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gen innerhalb der ersten fünf Jahre. Auszahlungen können ein­

malig oder regelmäßig (etwa monatlich, viertel-, halb- und jähr­

lich) zu einem Betrag von zumindest € 250,00 erfolgen; der 

Mindestwert der im Vertrag verbleibenden Anteile hat jedoch € 

1.250,00 zu betragen, wobei allenfalls auch hier Gebühren ver­

rechnet werden (Beilagen .17, .119 und .120). Der tatsächliche 

Auszahlungswert im Leistungsfall ergibt sich aus dem Ver­

tragswert zzgl. 1 %, inklusive Fälligkeitsbonus. Der Fälligkeits­

bonus reflektiert die geglättete Wertentwicklung während der 

Vertragslaufzeit; er greift vorliegendenfalls nur bei Ablauf, im 

Leistungsfall oder bei Auszahlungen gemäß den Polizzenbe­

dingungen. Wird ein Fälligkeitsbonus bekanntgegeben, wird 

dieser zusätzlich zum Wert der Anteile gewährt und zweimal 

jährlich überprüft. Im vorliegenden Fall betrug der Auszah­

lungswert im Jahr 2003 € 30.768,64, 2004 € 30.734,07 und 

2005 € 30.927,46; in diesen Jahren gab es keinen Fälligkeits­

bonus. 2006 errechnete sich der Auszahlungswert mit € 

30.770,71 (Fälligkeitsbonus € 301,64), 2007 mit € 34.380,15 

(Fälligkeitsbonus € 4.180,32) und 2008 schließlich mit € 

30.713,43 (Fälligkeitsbonus € 301,08). Die Auszahlungen sind 

- da nicht unter das Bewertungsgesetz fallend - steuerfrei (ZV 

Mag.  ON 18). Im Februar eines jeden Jahres wird 

von CMI ein deklarierter Wertzuwachs bekanntgegeben und 

(nur bei Pools mit garantiertem Wertzuwachs) abzüglich der 

Managementgebühr ausgewiesen. Diese Zuwächse werden 

(einmal jährlich) dem Anteil über 365 Tage verteilt zugeschla­

gen; die in den Polizzenbedingungen enthaltene Anteilsgaran­

tie (" Wir garantieren, dass der Preis der Anteile niemals fällt") 

ist so zu verstehen, dass der durch den Wertzuwachs aufge­

wertete Preis nicht mehr nach unten gehen kann (garantierter 

Rücknahmepreis der Anteile), sofern die Beiträge während der 

gesamten Vertragslaufzeit im selben Pool verbleiben. Laut 

Wertnachrichten von CMI belief sich der Wertzuwachs im Jahr 
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2003 noch auf 3 %, 2004 nur mehr auf 0,5 %; im Jahr 2005 er­

höhte sich der Prozentsatz zwar wieder auf 1,5, in den beiden 

Folgejahren sank er allerdings erneut auf 0,5. Im Oktober 2008 

wurde ein Wertzuwachs von 1 % ausgewiesen (Beilagen .IM 

und .IN = Wertnachricht 2003 .lT und .113, .10 = Wertnachricht 

2007 .lZ, .IX, .lY, .114, .115, .120 und .127). 

Um die anfänglichen (Errichtungs-) Kosten abzudecken, 

ist - laufzeitunabhängig - ab Vertragsbeginn eine Einrich­

tungsgebühr in Höhe von 7,5 % des Beitrags in gleichen mo­

natlichen Raten zu zahlen, welche Gebührenzahlungspflicht 

60 Monate nach dem festgelegten (Anfangs-) Termin ende!. 

Diese Kosten fielen für Valerie und Mag. Sophie  in den 

ersten fünf Jahren nach Vertragsabschluss, sohin bis 2007 an; 

die monatliche Gebühr betrug zuletzt € 37,50 (ZV Mag. 

 ON 18; Beilagen ./0 = Schreiben CMI .lW, .17 und .18). 

Die nach diesen fünf Jahren für den Pool zu entrichtenden Ver­

waltungskosten werden direkt vom Wertzuwachs in Abzug ge­

bracht (ZV Mag.  ON 18; Beilage .17). 

Noch am selben Tag (18.9.2002) beantragten die Zwillin­

ge auch bei der Skandia zwei fondsgebundene (Kapital-) Le­

bensversicherungen der Variante" Skandia Top" mit einer Lauf­

zeit von jeweils 20 Jahren sowie einer monatlichen Prämien­

zahlung von anfänglich je € 150,00, in der Folge - aufgrund 

vereinbarter jährlicher Indexanpassung von 5 % - € 210,00; 

Versicherungsbeginn war der 20.9.2002. Bei dieser Versiche­

rung werden die Verwaltungskosten laufend abgebucht; sie be­

tragen jährlich zwischen 3,5 und 6 % (PV Beklagter ON 19; ZV 

Valerie  15; Beilage .lC). Als Fondsaufteilung bzw. ge­

managte Portfolioaufteilung wurden zu je 25 % "dynamisch", 

"offensiv", "spekulativ" und "Trends" gewählt (Beilage .lC). 

Weiters schlossen Valerie und Sophie  bei der 

Volksbank Salzburg zwei (im Wesentlichen inhaltsgleiche) Ein-
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malbarkreditverträge in Fremdwährung in Höhe eines Gegen­

werts von € 100.000,00 (Yen) bzw. € 50.000,00 (CHF) und ei­

ner Laufzeit bis längstens 1.9.2022 ab. Ein Wechsel in jede 

andere frei konvertierbare Währung ist nach den Vertragsbe­

stimmungen während der Laufzeit der Kredite nur mit Zustim­

mung der Bank möglich; seitens dieser kann eine Konvertie­

rung erst bei einem Kursverlust von 15 % des Einstiegskurses 

vorgenommen werden. Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 

lag der effektive Jahreszinssatz beim Yen-Darlehen bei 1,80 

%, beim Schweizer-franken-Kredit bei 2,70 %. Die Kreditzin­

sen waren vierteljährlich zu bezahlen (Beilagen .10 und .IE). 

Als Verwendungszweck ist auch hier der Kauf einer Ei­

gentumswohnung genannt. Zur Besicherung der Kredite wurde 

mit der Bank einerseits eine Wechselbürgschaft sowie eine 

Bürge- und Zahlerhaftung der Mutter Christine  verein­

bart; auch aus diesem Grund hatte der Beklagte deren finanzi­

elle Situation erhoben (PV Beklagter ON 18 und 19). Anderer­

seits wurden die zuvor genannten Lebensversicherungen ver­

pfändet; darüber hinaus besteht an der Liegenschaft EZ 1913, 

GB 56532 Morzg, BG Salzburg, eine Höchstbetragshypothek 

über € 130.000,00. Die Krediturkunden lauten auszugsweise 

wie folgt (Beilagen .10 und .IE): 

"Sonstige Vereinbarungen: 

.... Bei Eintritt von Umständen, welche die Kosten für die Be­

reitstellung, Aufrechterhaltung oder Refinanzierung des Kredi­

tes erhöhen sollten, wird der Kreditnehmer entweder die er­

höhten Kosten zu den jeweiligen Fälligkeiten bezahlen oder 

von der Möglichkeit Gebrauch machen, den Kredit unter Ein­

haltung einer Frist von mindestens fünf Bankarbeitstagen ... in 

Euro zu konvertieren . .... 

Der Kreditnehmer erklärt mit seiner Unterschrift, dass er auf 

die besonderen Risiken dieser von ihm selbst verlangten 
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Fremdwährungsfinanzierung, insbesondere das offene Wech­

selkursrisiko sowohl hinsichtlich seiner Verpflichtung zur ROck­

zahlung des Kapitals als auch der Zinsen ausdrOcklich hinge­

wiesen wurde und er sich selbst laufend Ober die Entwicklung 

der Wechselkurse informieren wird, um allenfalls von seiner 

Konvertierungsmöglichkeit Gebrauch zu machen . .... . 

Der Kreditnehmer erklärt ausdrOcklich, auf eigenen Wunsch 

diese Form der Rackzahlungsart verlangt zu haben, bei der die 

Endauszahlung der Versicherung zur Rackzahlung des Kredi­

tes dient. Dadurch ergibt sich, dass die pOnktliche Bezahlung 

der Versicherungsprämien Teil der vereinbarungsgemäßen 

ROckfOhrung des Kredites ist und ein Zahlungsverzug bei Be­

zahlung der Prämien einem Verzug bei der Zahlung von Kre­

ditraten, Zinsen und Spesen gleichkommt und die Bank daher 

zur Fälligstellung des Kredites berechtigt ist . 

.... Die Verpflichtung zur vollständigen Kreditrackzahlung be-

steht ... unabhängig von der Leistung aus dem Versicherungs-

vertrag . ... Der Kreditnehmer wird sich selbst laufend Ober die 

Entwicklung des Wertes der Versicherung informieren und fOr 

ihre fortbestehende Eignung zur vollständigen Abdeckung des 

Kredites am Laufzeitende Sorge tragen. 

Der Kreditnehmer erklärt, dass er nach ausreichender Informa­

tion durch von ihm ausgewählte Sachverständige auch von der 

Bank Ober die spezifischen, sich kumulierenden Risiken dieser 

Kombination von Kreditgewährung und Veranlagung - insbe­

sondere in fremder Währung - detailliert informiert wurde und 

diese Risiken (Währungs-, Zins-, Ertrags-, Bonitäts- und Kurs­

risiko) ausdrOcklich in Kauf nimmt . ... ". 

Eine (inhaltliche) Finanzierungsberatung durch die Bank 

bzw. den zuständigen Sachbearbeiter Heinz  fand 

nicht statt, sondern wurden nur die Verträge unterzeichnet. Der 

Beklagte hatte den Schwestern die Bank überhaupt erst emp-
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fohlen und den Kontakt hergestellt; beraten wurden sie aus­

schließlich durch ihn (ZV Valerie  15; Mag. Sophie 

 15). 

Per 30.5.2003 betrug die fiktivaushaftende Kreditsumme 

laut Mitteilung des Beklagten € 138.546,68, die Kursgewinne 

und Zinsvorteile insgesamt € 16.765,56 (Beilage .IH). Am sel­

ben Tag ermächtigten die Geschwister den Beklagten zur Kon­

vertierung ihrer Fremdwährungsdarlehen (Beilagen .125 

und .126); per 2.6.2003 wurde das Yen-Darlehen in einen 

Schweizer-Franken-Kredit konvertiert und dadurch ein Wäh­

rungsgewinn von € 12.951,00 lukriert (Gutachten Dr.  

ON 24; SV Dr.  ON 33; Beilagen .111 und .112). Nicht 

festgestellt werden kann, auf wessen Initiative hin es zu die­

sem Währungswechsel kam. 

Am 2.11.2004 lösten die Geschwister den Kreditoptimie­

rungs- und Kreditinformationsmanagementvertrag mit dem Be­

klagten auf, nachdem der Beklagte ein Erfolgshonorar aus fik­

tivem Zinsgewinn Ober € 303,50 in Rechnung gestellt hatte 

(Beilage .Ii , PV Beklagter ON 19; ZV Valerie  15; ZV 

Mag.Sophie  15). Bis dahin waren die Schwestern mit 

den Leistungen des Beklagten im Wesentlichen zufrieden ge­

wesen und hatten sich gut betreut gefOhlt (ZV Valerie  

15). Mit Schreiben vom 13.12.2004 an die Arbeiterkammer be­

stätigte der Beklagte die KOndigung mit dem Hinweis darauf, 

fOr die weitere Kreditbetreuung keine Haftung zu Obernehmen. 

Tags darauf verrechnete er den Schwestern ein" Basishonorar 

KIM 2004"; Ober das strittige Honorar wollte er ihnen eine Gut­

schrift zukommen lassen (Beilagen .IJ und .IK). Die Kopfzeile 

der Rechnung entsprach jener aus dem Jahr 2002 und lautete 

(nach wie vor) auf: 

,,€uro Management 
Ing. Mag. Josef  
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(Beilagen ./K und ./1 bis ./4) 

Am 22.3.2007 erteilten die Zwillinge der Bank den (unbe­

fristeten) Auftrag, den Saldo des Fremdwährungskontos bei ei­

nem "Kundenkurs" (Freihandelskurs abzgl. der individuell fest­

gelegten Zinsspanne) von € / CHF = 1,49 in Euro zu konvertie­

ren; mittlerweile wurde die Finanzierung zur Gänze auf ein An­

nuitätendarlehen in Euro umgestellt (ZV Mag. Sophie  

15; SV Dr. Sam haber ON 33; Beilage ./U). 

Bereits Ende 2006 hatten die Schwestern bemerkt, dass 

der Rückkaufswert des Haupttilgungsträgers in den letzten 

Jahren (v.a. im "guten" Börsenjahr 2006) nicht gestiegen, son­

dern sogar gesunken war; in der ersten Zeit nach Vertragsab­

schluss hatten sie der Entwicklung noch keine große Bedeu­

tung beigemessen, zumal der Beklagte diese Zeit als nicht re­

präsentativ bezeichnet hatte (ZV Mag. Sophie  15). Im 

Dezember 2006 bzw. (neuerlich) im Mai 2007 kontaktierten sie 

schließlich doch den Produkteanbieter CMI mit der Bitte um 

Darlegung der Fondsentwicklung und Auflistung der zu entrich­

tenden Managementgebühren, jedoch erfolglos; lediglich Bro­

schüren und Prospekte mit allgemeinen Informationen wurden 

ihnen zugesandt (ZV Valerie  15; Beilage ./16). In der 

Folge wandten sie sich an die Finanzmarktaufsicht bzw. das 

Bundesministerium für Soziales und Konsumentenschutz (ZV 

Valerie  15; ZV Mag. Sophie  15; ZV Thomas 

 ON 15; Beilagen ./P und ./24). 

Mit Vereinbarung vom 26.10.2008 haben Valerie und 

Mag. Sophie  der klagenden Partei ihre gegenüber dem 

Beklagten bestehenden Ansprüche zur Klagsführung abgetre­

ten; der wesentliche Inhalt dieser Urkunde lautet: 
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Schadenersatz 

Mag. Josef  

Feststellung EUR 30.000,--

Mit 30.12.2008 hat die klagende Partei die Abtretung der 

Ansprüche angenommen (Beilage JA). 

Neben den vom Beklagten vorgeschlagenen Modellen 

(Verwendung der vorhandenen Eigenmittel und Euro-Abstat­

tungskredit nur über den Restkaufpreis bzw. endfälliger Fremd­

währungskredit mit Tilgungsträgern) hätte der Wohnungskauf 

der Geschwister  grundsätzlich auch durch einen Annui­

tätenkredit in Fremdwährung, ein Fremdwährungsdarlehen auf 

Euro-Basis oder eine Kombination der aufgezeigten Varianten 

finanziert werden können. Gerade die Alternative eines Fremd­

währungskredits in Form eines Annuitätendarlehens, wodurch 

Kapital und Zinsen auf Fremdwährungsbasis hätten zurückge­

zahlt werden können, wurde vom Beklagten nicht erörtert; im 

Vergleich zu der gewählten Finanzierungsform wäre dies bis 

heute die deutlich bessere und risikoärmere Möglichkeit gewe­

sen. Aus Risikogründen ist einem Annuitätenkredit stets der 

Vorzug gegenüber einem Kredit mit Endfälligkeit zu geben. 

Eine Investition von Eigenkapital in Tilgungsträger ist nur dann 

finanziell sinnvoll, wenn diese einen die Gesamtkreditkosten 

(einschließlich Kapitalbedarf zur Kreditrückzahlung) überstei­

genden Ertrag abwerfen; im konkreten Fall bedeutet dies, dass 

der Eigenmitteleinsatz in Tilgungsträger auf Basis des vom Be­

klagten erstellten Finanzierungskonzepts zumindest die zu­

sätzlichen Kosten der Kreditaufnahme erwirtschaften hätte 
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mOssen und durch den Tilgungsträger die KapitalrOckzahlung 

gewährleistet wäre (Gutachten Dr.  ON 24). 

Der ROckkaufswert des Haupttilgungsträgers (CMI) resul­

tiert aus dem Vertragswert abzOglich eventuell verbleibender 

EinrichtungsgebOhren (bei VertragsrOckgabe innerhalb der ers­

ten fOnf Jahre), einschließlich einer ROckgabeanpassung; die­

se kann positiv (ROckgabebonus) oder negativ (Marktpreisan­

passung) sein und kommt dann in Betracht, wenn Anteile unter 

anderen Umständen als denjenigen, bei denen ein Fälligkeits­

bonus ausbezahlt wird (Ablauf, Leistungsfall oder Auszahlun­

gen gemäß den Polizzenbedingungen), eingelöst werden. Bei 

Vertragsbeginn betrug das von den Geschwistern eingesetzte 

Eigenkapital je € 31.200,00. Gemäß jährlicher Wertnachrichten 

von CMI lag der ROckkaufswert per 1.10.2003 bei € 25.959,74, 

in den darauffolgenden Jahren bei € 28.083,90 (2004), 

€ 29.567,27 (2005), € 28.161,65 (2006) sowie - per 1.10.2007 

- bei € 31.126,00; nach einem weiteren Jahr lag er bei 

€ 26.108,00 und war damit rOckläufig (Beilagen .IM und .IN = 

Wertnachricht 2003 .IT und .113, .IQ = Wertnachricht 2007 

.IZ, .IX, .IY, .114 und .115). Bei vergleichsweiser Betrachtung 

mit einem auf dem Kapitalmarkt repräsentativen Aktienindex 

entspricht dies einer unbefriedigenden Tilgungsträgerentwick­

lung ab Oktober 2002 von -16,80 % bis Oktober 2003, -0,24 % 

bis Oktober 2007 sowie -16,32 % bis Oktober 2008. Hinzu 

kommen Gesamtkreditkosten in Höhe von 4 bis 7 % der Kredit­

summe zuzOglich der laufenden Kosten (etwa Zinszahlungen, 

KontofOhrungs- und BearbeitungsgebOhren sowie Devisenspe­

sen); konkret mOsste man von einem fiktiven Eigenmitteiein­

satz im genannten Zeitraum von insgesamt € 70.000,00 ausge­

hen, um den Vergleich zu komplettieren. Allein vor diesem Hin­

tergrund war die Empfehlung des Beklagten, die vorhandenen 

Mittel in Tilgungsträger zu investieren an statt sie als Eigenka­

pital für einen Wohnungskauf heranzuziehen, unrichtig und 
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liegt eine Fehlinvestition vor (Gutachten Dr.  ON 24; 

SV Dr.  ON 33). 

Für einen Konsumenten ist eine derartige Investition aber 

schon aus dem Grund abzulehnen, da hier die (Mehrfach-) Pro­

blematik steigender Zinsen gepaart mit dem Versagen der Til­

gungsträger und einem Anstieg der Devisenkurse in Relation 

zum Euro hinzukommen kann. Derartige Risiken, insbesondere 

die mögliche Liquiditätsproblematik, sind im Rahmen einer Be­

ratung jedenfalls zu erörtern; das Gleiche gilt für spezielle 

Ausstiegsszenarien aus der Versicherung während der Lauf­

zeit, insbesondere, wenn es sich um risikoträchtige Produkte 

handelt. Der im vorliegenden Fall neben der Einmaleinlage in 

ein CMI-Produkt zusätzlich bei der Skandia aufgenommene Til­

gungsträger in Form einer fondsgebundenen Lebensversiche­

rung mit monatlicher Ratenzahlung stellt aufgrund der gewähl­

ten Fonds-/Portfolioaufteilung ein solches Risikoprodukt dar. In 

der Zeit von 31.12.2003 bis 31.12.2007 stieg die Summe der 

Fondswerte (Gesamtkurswert aller im Depot befindlichen Ein­

zel- und Dachfonds sowie Fondsportfolios, inklusive Gewinnbe­

teiligung) zwar von € 1.706,94 auf € 8.428,40 an; per 

31.12.2008 betrug sie allerdings € 7.173,71. Das Auszahlungs­

kapital (Versicherungsschutz) erhöhte sich dementsprechend 

zunächst von € 3.921,84 (31.12.2003) auf € 8.659,31 

(31.12.2007), fiel per 31.12.2008 aber auf € 7.412,98 zurück. 

Der Rückkaufswert betrug mit Stichtag 31.12.2007 € 8.043,27 

(Beilagen ./L = Wertinformation 2008 ./33, ./32 und ./33). Zwar 

kann nicht vorhergesagt werden, wie sich dieser Tilgungsträger 

auf Basis monatlicher Prämienzahlungen entwickeln wird (PV 

Beklagter ON 19; Gutachten Dr. Sam haber ON 24); bis dato 

weisen allerdings beinahe alle Versicherungsprodukte ähnli­

cher Risikostruktur eine unbefriedigende Entwicklung auf (ZV 

Mag.  ON 18; Gutachten Dr.  ON 24; SV 

Dr.  ON 33; Wertinformation 2009 ./33). 
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Die Lebensversicherung von GMI ist als nicht weniger ri­

sikoträchtig einzustufen; daran kann weder das Rating von A+ 

noch der Umstand, dass es im Jahr 2002 keine Negativmeldun­

gen und daher innerhalb der Branche auch keinen Grund gab, 

GMI-Produkte nicht anzubieten, etwas ändern. GMI selbst bie­

tet ihre Versicherungsprodukte zwar nicht als Tilgungsträger 

für Fremdwährungskredite an, warnt allerdings auch nicht da­

vor (ZV Mag.  ON 18; Gutachten Dr. Sam haber ON 

24; SV Dr. Sam haber ON 33). Bei der Wealthmaster-Produktfa­

milie handelt es sich um Garantieprodukte, das heißt, dass bei 

Einmal-Erlägen wie im gegenständlichen Fall zum Ende der 

Laufzeit zumindest das eingesetzte Kapital (meist aber abzüg­

lich Kosten) garantiert wird, vorausgesetzt, der Garantiegeber 

existiert zu diesem Zeitpunkt als solcher noch. Der risikomini­

mierende Faktor der Garantie wird allerdings dadurch zunichte 

gemacht, dass vorzeitige Entnahmen einen Garantiewert in 

derselben Höhe erst nach einer Mindestlaufzeit von 20 Jahren 

aufweisen; das bedeutet, dass die Geschwister erst nach die­

ser Zeit die vorhandenen Geldbeträge bis auf einen Restbetrag 

von € 1.250,00, im übrigen jedoch ohne Abschläge hätten ent­

nehmen können (ZV Mag.  ON 18; Beilagen .IG, .17 

[Seiten 11, 14, 16 und 24], .18, .119 und .120). Vorzeitige Ent­

nahmen bzw. Teilstorni müssen fünf Jahre im voraus bekannt 

gegeben werden. Der Vertrag ist zwar grundsätzlich jederzeit 

kündbar, ein Ausstieg mit kürzerer (als 20-jähriger) Frist zum 

Garantiewert jedoch nicht möglich; Teilentnahmen ohne Ab­

schläge sind nur im Ausmaß von 10 % des Vertragswerts pro 

Jahr und nach zumindest 15-jähriger Laufzeit möglich (ZV 

Mag.  ON 18; Gutachten Dr.  ON 24; Beila­

gen .17, .18 und .120). Eine - wie hier - 75-jährige Laufzeit 

kann für einen Kunden somit dann nachteilig sein, wenn er be­

reits nach 20 Jahren aussteigen will, ohne dies jedoch fünf 

Jahre vorher angemeldet zu haben. Natürlich kommen Abschlä-
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ge nur bei schlechter Entwicklung zum Tragen; bei einer guten 

Entwicklung kann der Kunde jederzeit aussteigen, ohne Ab­

schläge hinnehmen zu müssen, gegebenenfalls sogar mit ei­

nem Zuschlag zum garantierten Wert. Im vorliegenden Fall 

wäre - obwohl die Kosten sowie ein kleines Plus von € 300,00 

erzielt werden konnten - bei einem Ausstieg im Oktober 2009 

vom Kapital ein Abschlag vorzunehmen gewesen, da die Per­

formance der vorhergehenden (sieben) Jahre schlechter als 

der garantierte Wert war; zusätzlich wären 7 % Versicherungs­

steuer zu zahlen (ZV Mag.  ON 18). 

Die Garantieschiene wird von Beginn an gefahren. Bei ei­

ner sehr großen Differenz zwischen dieser und der Kapital­

marktentwicklung müssen Absicherungsmaßnahmen getroffen 

werden; nach dem Prinzip des so genannten "Glättens" wird 

daher in guten Zeiten etwas zur Seite gelegt, das in schlechten 

Zeiten zum Auffüllen der Garantiewerte verwendet wird. Beim 

Glättungseffekt wirken sich die Änderungen am Kapitalmarkt 

mit einer gewissen Zeitverzögerung aus (ZV Mag.  

ON 18). Garantien wie die vorliegende sind allerdings meist so 

aufgebaut, dass bei den ersten, größeren Performanceverlus­

ten die Garantieinstrumente ge- bzw. "verbraucht" werden, so­

dass sich nachfolgende positive Entwicklungen kaum mehr in 

eine ebenso positive Gesamtperformance niederschlagen kön­

nen; so kann der Glättungseffekt die Auswirkung haben, dass 

bei positiven Marktentwicklungen zu wenig Performance "wei­

tergegeben" wird bzw. bei negativer Performance zu geringe 

Effekte gegeben sind, um positiv zu performen. Bei grundsätz­

lich positiver Performance liegt es letztlich am Geschick des 

jeweiligen Produkteanbieters, ob sich ein Glättungseffekt posi­

tiv auswirkt. Bei konstanter negativer Entwicklung über einen 

längeren Zeitraum könnte es auch einen Glättungseffekt in ne­

gative Richtung geben (Gutachten Dr. Sam haber ON 24; SV Dr. 

 ON 33). 
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Beide Produkte (CMI und Skandia) sollten jedenfalls nur 

an Konsumenten mit hohem Risikobewusstsein verkauft wer­

den. Gerade deshalb wären vom Beklagten - insbesondere zur 

Skandia-Versicherung - reine Verlustszenarien und nachteilige 

Entwicklungen darzustellen gewesen; bei hoher Risikobereit­

schaft von Konsumenten kann dies von einem Finanzdienst­

leister jedenfalls erwartet werden. Ertragswerte von 4,5 bis zu 

12 % bzw. durchschnittlichen 8,5 % p.a. sind jedenfalls als 

überdurchschnittlich hoch zu qualifizieren und angesichts des 

Einbruchs des Aktienmarktes in den Jahren 2000 bis 2002 um 

durchschnittlich 50 % ebenso unrealistisch wie die Möglichkeit, 

bereits nach fünf Jahren wieder über das eingesetzte Kapital 

zu verfügen (Gutachten Dr.  ON 24; SV Dr. 

 ON 33; Beilage .IG). 

Dass die Kreditfinanzierung durch Fremdwährung nicht 

funktioniert, war bei Kreditaufnahme im Herbst 2002 nicht mit 

Sicherheit abzusehen. Anders als heute stellte diese Form der 

Finanzierung eine in der Finanzbranche weit verbreitete Alter­

native zur Eurofinanzierung dar, dies nicht zuletzt deshalb, da 

über Jahre hinweg eine deutliche Zinsdifferenz zugunsten des 

Fremdwährungskredits gegeben war; im hier vorliegenden Fall 

ist im Zeitraum September 2002 bis Juli 2010 von einer Zinser­

sparnis von rund 2 bis 3 Prozentpunkten auszugehen. Dieser 

"Gewinn" wird jedoch zum Teil durch (Mehr-) Kosten in Form 

von Provisionen, Verwaltungsspesen, Steuern udgl. wieder 

"eliminiert"; auf diese Weise können dem Anleger in den ersten 

Jahren der Investition finanzielle Nachteile entstehen (Gutach­

ten Dr.  ON 24; SV Dr.  ON 33). Zudem be­

steht bei Fremdwährungsdarlehen mit Tilgungsträgern das 

hohe Risiko von Währungsschwankungen, die in den Berech­

nungsmodellen der Finanzierung ebenfalls berücksichtigt wer­

den müssen. Im vorliegenden Fall beträgt die Schwankungs­

breite seit Kreditaufnahme beim Schweizer-Franken-Kredit 
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rund 25, beim Yen-Darlehen etwa 50 Prozentpunkte; anders 

ausgedrückt liegt die Differenz zwischen Einstiegskurs bei Kre­

ditaufnahme und Niedrigst- bzw. Höchstkurs beim Schweizer­

Franken-Kredit bei ca. 15 % bzw. 10 %, beim Yen-Darlehen bei 

etwa 39 % bzw. 11 % (Gutachten Dr.  ON 24). 

Bei Auflösung des Kreditoptimierungs- und Informations­

managementvertrags mit dem Beklagten im November 2004 lag 

rein währungsbezogen noch kein Schaden vor, im Gegenteil: 

Der Wechsel von Yen zu Schweizer Franken im Juni 2003 hatte 

sogar noch zu einem Währungsgewinn von € 12.951,00 geführt 

(PV Beklagter ON 19; ZV Mag. Sophie  15; 

Beilage ./30). Ohne Währungswechsel, d.h. bei Beibehaltung 

des im Herbst 2002 aufgenommenen Franken- und Yen-Kredits 

wäre ein währungsbezogener Schaden erst eingetreten, wenn 

es durch Kursanstiege zu Kursverlusten gekommen wäre; dies 

war beimS.chweizer-Franken-Kredit erst im Februar 2010 der 

Fall, beim Yen-Darlehen war der Break-Even-Kurs 

(Gewinn-lVerlustschwelle; Beilage ./34) bereits im 

Sommer/Herbst 2008 gegeben. Allein auf die Währung bezo­

gen hätte auch in den Jahren nach 2004 - zumindest bis 2007 

- noch die Möglichkeit bestanden, mit einem entsprechenden 

Währungsmanagement Kursgewinne zu erzielen; dies wäre 

eine Frage der Wahl des richtigen Ausstiegszeitpunkts (Kon­

vertierung) gewesen. Geht man davon aus, dass der Beklagte 

im Jahr 2008 richtig reagiert und konvertiert hätte, so war die 

Auflösung des Managementvertrags mit dem Beklagten im 

Nachhinein betrachtet sicherlich ungünstig (Gutachten Dr. 

Sam haber ON 24; SV Dr.  ON 33). Ab Juli/August 

2008 bzw. Februar 2010 wären den geringen Zinsdifferenzen 

fast ebenso hohe Mehrkosten des Fremdwährungskredits, im 

Devisenbereich etwa für Kontoführung, Wechsel- und sonstige, 

teils währungsunabhängige bankübliche Spesen, sowie die 

(verhandelbare) Differenz zwischen An- und Verkaufskurs ge-
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genübergestanden; die Lukrierung von Gewinnen war dann 

praktisch nicht mehr denkbar. An dieser Situation hätte sich 

auch nichts geändert, wenn sich die Geschwister  ab No­

vember 2004 durch einen (anderen) Anlageberater hätten be­

treuen lassen, da sich das Modell "Endfälligkeit mit Tilgungs­

trägern" letztlich nicht bewährt hat (Gutachten Dr.  

ON 24; SV Dr.  ON 33; Beilagen ./11 und ./12). 

Nach der Kündigung vom November 2004 hätten die Ge­

schwister  den endfälligen Kredit in einen Annuitätenkre­

dit umwandeln, die gebundenen Spareinlagen der Lebensversi­

cherungen auf ein Minimum zurückfahren, die CMI-Versiche­

rung rückkaufen und den Rückkaufswert zur Teilrückführungen 

des Kredits verwenden sollen. Aufgrund dieser Maßnahmen 

wäre der reduzierte Kredit weitergelaufen; gegebenenfalls hät­

te man auf Euro konvertieren müssen, wobei die Währung be­

obachtet und eine jederzeitige Konvertierunsgmöglichkeit hätte 

vereinbart werden müssen. Welchen Schaden der Rückkauf 

und die Zurücknahme der Versicherung damals verursacht hät­

te, wäre zu berechnen gewesen, zumal eine Differenz von der 

ursprünglichen Ausgangslage zur neuen Situation in Form von 

Spesen gegeben ist (SV Dr.  ON 33). 

Im Gegensatz zu einem endfälligen Kredit ist ein Annuitä­

tenkredit - sowohl in Euro als auch in Fremdwährung - mit ge­

ringeren Kosten, Zinsen und Risiken verbunden; die Konvertie­

rungsmöglichkeiten sind bei bei den Modellen gleich, bei einem 

Abstattungskredit bezieht sich das Risiko allerdings stets nur 

auf das aushaftende Kapital. Unter der Annahme eines gleich­

bleibenden Zinssatzes von 5,25 % p.a. beträgt die Annuität bei 

einem Euro-Abstattungskredit in Höhe des Restkaufpreises (€ 

91.000,00) € 613,20 (Zinsen und Kapital); die (vergleichbaren) 

Monatsraten auf Basis eines Annuitätenkredits in Fremdwäh­

rung liegen bei € 470,00 (CHF) bzw. € 440,00 (Yen) und wären 

somit - lässt man das Kursrisiko außer Acht - um 20 bis 30 % 
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günstiger gewesen. Als Zinsbasis wurde jeweils der Dreimo­

nats-Libor (zzgl. 1,5 %) in das Finanzierungskonzept des Be­

klagten aufgenommen. Zins bezogen würde der Unterschied im 

Juli 2010 nur mehr 0,5 Prozentpunkte betragen; ein Zinsvorteil 

ist aufgrund der anfallenden (Mehr-) Spesen damit nicht mehr 

gegeben (Gutachten Dr.  ON 24; SV Dr.  

ON 33). 

Nichtsdestotrotz wurden in der Vergangenheit endfällige 

Kredite aus betriebswirtschaftlichen Überlegungen bevorzugt, 

zumal Banken daran wesentlich mehr verdienen. Für die Provi­

sion des Beraters ist es bezogen auf die Kreditvermittlung hin­

gegen gleichgültig, ob es sich um einen endfälligen oder einen 

Annuitätenkredit handelt; verdient wird an den Tilgungsträgern. 

Bei einem Einmal-Erlag bemisst sich die Vergütung von übli­

cherweise 3 bis 5 % - unabhängig von der Vertragsdauer -

nach der Höhe der Veranlagung, bei der Ansparvariante spielt 

dagegen die Laufzeit eine Rolle (ZV Mag.  ON 18; 

SV Dr.  ON 33). 

Die Folgen eines (ungeplanten) frühzeitigen Umstiegs 

von einem Fremdwährungs- auf einen Eurokredit sind in erster 

Linie mit einer Erhöhung des Kreditbetrags, der Zinsbelastung, 

der Bankspesen udgl. verbunden; im Extremfall kann es zu ei­

ner Fälligstellung des Kredits, sogar zur Privatinsolvenz des 

Kreditnehmers kommen. Dies lässt sich allerdings nur im Ein­

ze�fa�� beurteilen (Gutachten Dr.  ON 24). 

Im Ergebnis war das gesamte Finanzierungskonzept des 

Beklagten mit hohem Risiko behaftet; insbesondere die durch 

die unnötige Kreditaufnahme entstandenen Risiken stehen in 

einer starken negativen Relation zur möglich gewesenen Ver­

wendung der Eigenmittel zur teilweisen Sofortfinanzierung des 

Wohnungskaufs. Berücksichtigt man die finanzielle und berufli­

che (Studentinnen) Situation von Valerie und Mag. Sophie 

 im Zeitpunkt der Kreditaufnahme, wäre von der gewähl-
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ten Finanzierungskonstruktion abzuraten gewesen. Bezogen 

auf diese Finanzierungsform lag somit ein entscheidender 

Mangel bei der Finanzkonzeption vor. Die richtige Beratung 

wäre von vornherein gewesen, das vorhandene Eigenkapital 

als Eigenmittel für den Wohnungskauf einzusetzen und nur 

über die dann noch fehlende Differenz einen Annuitätenkredit 

aufzunehmen. Was die Lebensversicherungen betrifft, wäre es 

erforderlich gewesen, diese mit einer Null-Performance durch­

zurechnen bzw. eine solche Variante bei den Finanzdienstleis­

tern anzufragen (Gutachten Dr.  ON 24; SV Dr. 

 ON 33). 

Der Verlust, der rückkaufsmäßig bei den Tilgungsträgern 

eingetreten ist, war im gegenständlichen Fall erstmals auf­

grund des Schreibens vom 1.10.2003 ersichtlich; auch die übri­

gen Mitteilungen vom Rückkaufswert ergaben eindeutig einen 

Verlust. Bei derartigen Versicherungen sind allerdings Abschlä­

ge für Provisionen, Verwaltung, Marketing udgl. vorzunehmen, 

deren Höhe die Versicherung bestimmt; sie sind jedenfalls in 

den ersten Jahren am höchsten. Für die anfallenden Kosten 

werden Anteile verkauft. Der laut Mitteilung vom 1.10.2003 

ausgewiesene Rückkaufswert stellt somit eine Kombination aus 

Wertentwicklung und Abzügen dar; wie sich dieser nun aber 

tatsächlich errechnet und welche Spesen, Gebühren und sons­

tige Auslagen des Versicherers in Abzug zu bringen sind, ist 

nur für Versicherungsmathematiker und Führungskräfte des je­

weiligen Versicherers nachvollziehbar und war daher auch für 

Valerie und Sophie  nicht erkennbar. Bei Vertragsab­

schluss war ihnen gegenüber die Höhe der Gebühren auch 

nicht offengelegt worden; indirekt könnten sie die konkrete Zu­

sammensetzung nur nachvollziehen, wenn man von einer Null­

Performance ausginge. Die Durchrechnung einer solchen wur­

de gegenständlich aber gerade nicht vorgenommen. 
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Es ist nicht sinnvoll, eine fondsgebundene Lebensversi­

cherung bereits nach einem Jahr aufgrund des gesunkenen 

Rückkaufswerts zu beurteilen, da klare Tendenzen bei derarti­

gen Versicherungen erst ab dem fünften oder sechsten Jahr 

erkennbar sind; dies insbesondere bei einer Laufzeit von 20 

Jahren. Der Beratungsvertrag mit dem Beklagten wurde zwei 

Jahre und zwei Monate nach Abschluss der Kreditverträge und 

Lebensversicherungen aufgelöst; bezogen auf Wertentwicklung 

und Abschläge war die Qualität der Veranlagung zu diesem 

Zeitpunkt nicht zu erkennen und eine Aussage hinsichtlich der 

Performance der Lebensversicherungen nicht zu treffen. Nach 

einer Laufzeit von fünf Jahren (1.10.2007) ergab die Veranla­

gung allerdings eine Performance von +/- Null, obwohl sich der 

Markt im Zeitraum 2002 bis 2007 vergleichsweise positiv ent­

wickelt hatte; zu diesem Zeitpunkt war für die Geschwister 

 mit Sicherheit erkennbar, dass ihnen aus der gegen­

ständlichen Finanzierung ein Schaden erwächst bzw. bereits 

erwachsen ist (SV Dr.  ON 33). 

Dieser Sachverhalt beruht auf folgender 

Beweiswürdigung: 

Die einzelnen Feststellungen stützen sich auf die jeweils 

in Klammer angeführten Beweismittel. 

Widersprüchliche Beweisergebnisse sind in erster Linie 

über die zwischen dem Beklagten und der Familie  im 

September 2002 geführten Beratungsgespräche aufgetaucht; 

dabei bestehen erste Auffassungsunterschiede bereits über die 

Anzahl der Gespräche sowie darüber, welche Familienmitglie­

der daran teilgenommen haben. Während der Beklagte angab, 

es hätte drei Termine gegeben, waren Valerie und Mag. Sophie 

 der Ansicht, dass insgesamt nur zwei Besprechungen 
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stattgefunden hätten, bei denen sie auch jeweils anwesend ge­

wesen wären. Demgegenüber sprach die Zeugin Stephanie 

 anlässlich ihrer Einvernahme davon, ebenfalls einen 

Termin beim Beklagten wahrgenommen zu haben, wobei sie 

sich daran zu erinnern glaubte, keine ihrer Schwestern sei da­

bei gewesen. Christi ne  stellte gleich zu Beginn ihrer Ein­

vernahme klar, sich nach so vielen Jahren an die einzelnen 

Termine nicht mehr erinnern zu können, was durchaus ver­

ständlich ist, wenn man bedenkt, dass bis zu ihrer Vernehmung 

etwa sieben Jahre vergangen sind. Die inzwischen verstriche­

ne Zeit ist letztlich auch der Grund dafür, dass die restlichen 

Familienmitglieder in diesem Punkt erhebliche Unsicherheiten 

zeigten. So ließ sich Mag. Sophie  etwa durch einen Ein­

wurf des Beklagten, sie habe an der Vorbesprechung vom 

11.9.2002 gar nicht teilgenommen, derart verunsichern, dass 

sie sofort einräumte, sich wohl getäuscht zu haben. Letztlich 

hat der Beklagte eine Terminübersicht (Beilage .131) vorgelegt, 

aus der sich ergibt, dass insgesamt drei Besprechungen, und 

zwar am 4.9.,11.9. und 18.9.2002 stattfanden, wobei die Zwil­

linge den ersten - gemeinsam mit ihrer Mutter - und letzten 

Termin wahrnahmen. Zum Termin vom 18.9.2002 liegen im Üb­

rigen die Beilagen .IB, .11 bis .14 sowie .121 und ./22 vor. Die 

Zeugin Christine  nahm der Urkunde Beilage .131 zufolge 

an den Besprechungen vom 4.9. und 11.9. teil; ihre Anwesen­

heit beim zweiten Termin ergibt sich auch aus ihrer Unter­

schrift auf Beilage .16. Die Zeugin Stephanie  war nur 

bei der Besprechung am 11.9. anwesend; dass ihre beiden 

Schwestern bei diesem Gespräch tatsächlich nicht anwesend 

waren, geht wiederum aus der Übersicht Beilage .131 in Zu­

sammenhalt mit den Angaben des Beklagten hervor. In diesem 

Zusammenhang ist zu bedenken, dass der Beklagte zugegeben 

hat, diese Urkunde (wie auch andere) erst nachträglich für den 

Prozess angefertigt zu haben; dieser Umstand reicht nach An-
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sicht des Gerichts jedoch nicht aus, deren Richtigkeit anzu­

zweifeln, zumal sich der Inhalt dieser Urkunde mit den - wenn 

auch rudimentären - Erinnerungen der genannten Zeuginnen 

wie auch jenen der Exgattin des Beklagten, der Zeugin Karin 

 die für den Beklagten damals Büroarbeiten erle­

digte, letztlich doch gut in Einklang bringen lässt. Darüber hin­

aus ist anzunehmen, dass der Beklagte über entsprechende 

Aufzeichnungen verfügt, die es ihm überhaupt erst ermöglicht 

haben, die Übersicht Beilage ./31 zu (re-) konstruieren. An der 

Unbedenklichkeit dieser Urkunde kann auch der (zugegeben 

etwas ungewöhnlich anmutende) Umstand nichts ändern, dass 

anlässlich der Besprechung vom 11.9.2002 das Finanzierungs­

konzept des Beklagten erstmals vorgestellt wurde, Valerie und 

Mag. Sophie  daran jedoch offenbar nicht teilnahmen; 

denn zum Einen war die Mutter der beiden, die doch einen er­

heblichen Teil der Geldmittel zur Verfügung stellte, anwesend, 

zum Anderen wurde das Konzept mit den Schwestern im Zuge 

des nächsten Termins ohnedies ausführlich besprochen. Letzt­

lich ist aber ohnedies nicht entscheidend, wieviele Gespräche 

geführt wurden und ob Familienmitglieder vereinzelt nicht an­

wesend waren, sondern wie sich die Besprechungen, die mit 

Valerie und Mag. Sophie  abgehalten wurden, inhaltlich 

gestalteten. Darüber sind sich der Beklagte und die Zeugen 

 und  im Wesentlichen einig. So stimmen Chris­

tine, Valerie und Mag. Sophie  insbesondere darin über­

ein, dass die Besprechungen mit dem Beklagten sehr ausführ­

lich gestaltet wurden, sogar - um es mit den Worten von Vale­

rie  auszudrücken - sehr intensiv und anstrengend wa­

ren. Dass er den Geschwistern eine Finanzierung durch einen 

endfälligen Fremdwährungskredit mit Tilgungsträgern empfoh­

len hat, gibt der Beklagte nicht nur selbst unumwunden zu; 

vielmehr deponierte er noch im Zuge seiner ergänzenden PV 

im Februar 2010, dass er nach wie vor der Meinung sei, den 
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beiden das Richtige geraten zu haben. In diesem Zusammen­

hang behauptete Mag. Sophie  als Einzige, der Beklagte 

habe von Anfang an dazu geraten, den gesamten Kaufpreis zu 

finanzieren, und eine andere Variante nie aufgezeigt. Dem wi­

dersprechen allerdings nicht nur die Aussagen der übrigen Fa­

milienmitglieder, sondern ergibt sich auch aus dem Finanzie­

rungskonzept Beilage ./6 eindeutig, dass der Beklagte alterna­

tiv auch einen Euro-Abstattungskredit gerechnet und den 

Schwestern unterbreitet hat. Dennoch ist diese Darstellung der 

Zeugin nicht geeignet, ihr von Vornherein jegliche Glaubwür­

digkeit abzusprechen, zumal sich ihre Schilderungen in einigen 

immerhin entscheidungswesentlichen Punkten mit jenen des 

Beklagten decken, so etwa was die Hinweise und Belehrungen 

laut Urkunde Beilage ./4 betrifft, von denen sie - in einigen 

Punkten sogar abweichend von der Aussage ihrer Schwester -

immerhin zugibt, dass der Beklagte sie erteilt hat. Insgesamt 

hatte das Gericht nicht den Eindruck, dass die Zeugin versuch­

te, sich und ihre Schwester als Opfer des Beklagten hinzustel­

len, sondern vielmehr, dass sie sich bemühte, wahrheitsgemäß 

auszusagen, was sich angesichts der bereits verstrichenen 

Zeit naturgemäß schwierig gestaltete. 

In etlichen Punkten lassen sich die Angaben des Beklag­

ten und der Zeugen Valerie und Mag. Sophie  allerdings 

nicht miteinander vereinbaren, sodass zwangsläufig eine der 

Darstellungen unrichtig sein muss. Das gilt zunächst für die 

Frage, ob der Beklagte den Geschwistern und deren Mutter 

darlegte, dass bereits einer der Tilgungsträger ausreichen wer­

de, um den Kredit nach 20 Jahren, gegebenenfalls sogar be­

reits nach 15 Jahren, abzudecken. Während die drei Frauen 

die Auffassung vertraten, der Beklagte hätte ihnen dargestellt, 

dass ein Tilgungsträger den Schwestern für ihre Altersvorsorge 

bleiben würde, während der andere der Kredittilgung dienen 

sollte, stellte der Beklagte im Rahmen seiner ergänzenden PV 
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in Abrede, derartiges auch nur angedeutet zu haben; hätte 

eine solche Möglichkeit tatsächlich bestanden, hätte es nicht 

der Aufnahme von gleich vier Tilgungsträgern bedurft. Welche 

dieser Versionen nun der Wahrheit entspricht, vermochte das 

Gericht letztlich auch im Wege der Beweiswürdigung nicht zu 

klären, zumal auch nicht auszuschließen ist, dass es sich um 

ein bloßes Missverständnis unter den Beteiligten handelt. Da 

keinem der Genannten in diesem Punkt eine größere Glaub­

würdigkeit oder Überzeugungskraft zuerkannt werden konnte, 

weitere Beweisergebnisse dazu nicht vorliegen, musste sich 

das Gericht hier mit einem Non-liquet begnügen. Gleiches gilt 

für die frage, auf wessen Aktivitäten der im Jahr 2003 erzielte 

Währungsgewinn zurückzuführen ist, weil auch dazu nicht lös­

bare Widersprüche vorliegen: Während sowohl Valerie als auch 

Mag. Sophie  behaupteten, sie wären an den Beklagten 

herangetreten, stand dieser auf dem Standpunkt, er habe den 

Zeitpunkt des Währungswechsels ohne Zutun der familie 

selbst gewählt. Tatsache ist, dass die Geschwister den Beklag­

ten mit Erklärungen vom 30.5.2003 ermächtigten, das Yen-Dar­

lehen in einen Schweizer-franken-Kredit zu konvertieren, was 

am 2.6.2003 auch geschah. 

Der Beklagte hat nun behauptet, dass Christine  in 

Kredit- und Veranlagungsangelegenheiten besonders versiert 

gewesen sei. Die Zwillinge wären von der Kreditseite her eben­

falls informiert gewesen und hätten ihm außerdem mitgeteilt, 

auch auf dem Gebiet der Investmentfonds bereits Erfahrungen 

gesammelt zu haben und darüber hinaus Kenntnisse im Aktien­

bereich zu besitzen; dementsprechend habe der Beklagte die 

Beilagen .13, .14, .121 und .122 ausgefüllt. Ob die Geschwister 

im Jahr 2002 tatsächlich in Investmentfonds veranlagt hatten, 

wusste der Beklagte im Übrigen nicht mehr; er konnte sich nur 

daran erinnern, dass die Mutter zum damaligen Zeitpunkt 

fonds besessen hatte. Demgegenüber gaben sowohl Valerie 
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als auch Mag. Sophie  bei ihrer Einvernahme an, dass 

sie keinerlei Erfahrungen mit Veranlagungen gehabt hätten, als 

sie den Beklagten erstmals kontaktierten. Auch in Investment­

fonds hätten nicht sie, sondern nur ihre Mutter investiert. Fest 

steht, dass Christine  im Jahr 2002 Wertpapiere bei der 

Oberbank besaß, die ihr diese Bank empfohlen hatte; daraus 

allein kann allerdings noch nicht geschlussfolgert werden, 

dass sie auf diesem Gebiet besonders bewandert gewesen 

wäre. Umgekehrt könnte gerade dieser Umstand natürlich ein 

Indiz dafür sein, dass sie sich mit diesem Thema bereits be­

fasst und entsprechende Kenntnisse erworben hatte; zwingend 

ist dies jedoch freilich nicht, zumal Christine  den Be­

klagten anlässlich des zweiten Gesprächstermins auch bat, 

ihre Veranlagungen zu überprüfen. Für den behaupteten Erfah­

rungsschatz ihrer Töchter sprechen vor allem die Urkunden 

Beilagen ./3, ./4, ./21 und ./22, dagegen, dass das Ausfüllen 

dieser Unterlagen durch bzw. über Anleitung des Beklagten er­

folgt ist, was dieser (zumindest teilweise) auch bestätigt hat. 

Im Hinblick auf diese Beweisergebnisse musste es letztlich 

auch in diesem Punkt bei einer Non-liquet-Feststellung blei­

ben. Dass die Zwillingsschwestern keine Veranlagungsprofis 

waren, hat der Beklagte selbst zugestanden. 

Ungeklärt blieb weiters, welche Vorinformationen die Fa­

milie bezüglich Finanzierungsmöglichkeiten vom Sohn des Be­

klagten erhalten hatte, da dazu nur die einander widerspre­

chenden Angaben der Zeugen Valerie  und Thomas 

 vorliegen. Während Valerie  angab, mit dem 

Sohn des Beklagten im Vorfeld überhaupt nicht über den Woh­

nungskauf gesprochen zu haben, erklärte Thomas  

als Zeuge, den Zwillingen die Möglichkeit sowohl eines Annui­

tätendarlehens als auch eines endfälligen Fremdwährungskre­

dits aufgezeigt zu haben. Das Gericht hält nun beide Versionen 

für nicht besonders wahrscheinlich. Zum Einen erscheint es 
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nämlich abwegig, dass mit einem langjährigen Freund nicht 

darüber gesprochen wird, weshalb man die Dienstleistungen 

seines Vaters in Anspruch zu nehmen beabsichtigt; dies umso 

mehr, als doch der Kontakt erst über ihn hergestellt wurde. 

Zum Anderen mutet es gelinde gesagt merkwürdig an, dass der 

Zeuge  den beiden Schwestern genau jene Mög­

lichkeiten vorab aufgezeigt haben soll, die später den Gegen­

stand des vom Beklagten erstellten Finanzierungskonzepts bil­

deten. Mangels weiterer Beweisergebnisse zu dieser Frage 

sah sich das Gericht daher außer Stande, sich den Meinungen 

von Valerie  und Thomas  anzuschließen, 

und musste sich daher auch hier mit einer Non-liquet-Feststel­

lung begnügen. 

Widersprüchlich sind die Beweisergebnisse weiters zu 

der Frage geblieben, ob auch über die Möglichkeit negativer 

Entwicklungen der Tilgungsträger .und allfällige (zusätzliche) 

Abschläge bei Auszahlung gesprochen wurde. Die Zeugen Va­

lerie und Mag. Sophie  verneinten dies und gaben an, 

dass von unerwünschten Entwicklungen generell nicht die 

Rede gewesen sei; dementsprechend sei auch die Bildung fi­

nanzieller Reserven für einen solchen Fall nicht thematisiert 

worden. Demgegenüber führte der Beklagte aus, er habe den 

Schwestern  auch gesagt, dass es möglich sei, dass der 

Kredit bei Endfälligkeit nicht durch die Tilgungsträger abge­

deckt werden kann (ON 19/11). 

Diese Darstellung des Beklagten erscheint dem Gericht 

allerdings nur wenig verlässlich und überzeugend, zumal nicht 

anzunehmen ist, dass sich die Schwestern diesfalls für das ge­

genständliche Finanzierungskonzept entschieden hätten. Dar­

über hinaus hat das Beweisverfahren ergeben, dass der Be­

klagte überaus bemüht war, gegenüber seinen Kundinnen die 

Qualität der von ihm vorgeschlagenen Produkte, insbesondere 

der Lebensversicherung von GMI hervorzuheben, was wieder-
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um ein Indiz dafür ist, dass er mögliche unerwünschte Entwick­

lungen den Schwestern gegenüber gar nicht zur Sprache 

brachte. Selbst im Laufe des Prozesses betonte er noch, auch 

heute noch" 1 OO%-ig hinter dem GMI-Produkt" zu stehen und 

der Überzeugung zu sein, dass sich dieses Produkt weiterhin 

positiv entwickeln wird. Letzteres ist allerdings, wie noch dar­

zustellen sein wird, nachweislich unrichtig. Der Beklagte hat 

auch eingeräumt, den Schwestern  sicherlich nicht erklärt 

zu haben, dass es unter Umständen gar keine Rendite gibt, 

weil eine derartige Aussage für das Garantieprodukt mit einer 

Zuwachsgarantie unter Berücksichtigung der Entwicklung in 

der Vergangenheit unrichtig gewesen wäre (ON 19/5). Auch 

diese Aussage belegt, dass der Beklagte jedenfalls von einer 

positiven Entwicklung der Tilgungsträger ausging. Aufgrund 

dieser Überlegungen folgte das Gericht daher in diesem Punkt 

den Angaben der Zeugen Valerie und Mag. Sophie  

Glaubwürdig sind die Angaben des Beklagten hingegen 

zur Renditeerwartung, wonach er den Schwestern an hand ei­

ner auf Vergangenheitswerten basierenden Modellrechnung die 

bei guter Entwicklung und durchschnittlicher Performance von 

4,5 % nach 15 Jahren mögliche Rendite aufgezeigt habe. Nun 

haben sowohl Valerie als auch Mag. Sophie  die Auffas­

sung vertreten, der Beklagte habe ihnen damit eine Minde­

strendite garantiert. Allerdings hat die Zeugin Valerie  

letztlich zugestanden, dass es eine dezidierte Zusage des Be­

klagten in diese Richtung gar nicht gegeben hat; dieser habe 

ihnen vielmehr nur versichert, dass "die Entwicklung gut" sei 

und dass es sich um ein "gutes Produkt" handle, was sie als 

Zusicherungen in diese Richtung verstand. Die Schwestern 

gingen offenbar auch davon aus, dass die Modellrechnung Bei­

lage ./G vom Beklagten erstellt worden wäre; so meinte Valerie 

 am Ende ihrer Einvernahme, dass die 4,5 %-ige Rendite 

"auf der Berechnung des Beklagten" die schlechteste Mög lich-
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keit sei. Der Beklagte hat nun angegeben, dass sich die darge­

stellten Werte nur auf die Vergangenheit beziehen würden und 

für die Zukunft nicht verbindlich seien; überhaupt würde er die 

Renditeentwicklungen seinen Kunden "immer" an hand von Ver­

gangenheitswerten aufzeigen. Die Geschwister erwähnen dies 

hingegen mit keinem Wort. Dass der Beklagte die Entwicklung 

der Renditen stets an hand vergangener Perioden darstellt und 

dies auch im vorliegenden Fall getan hat, mag sein und ist sei­

ne Behauptung in diesem Punkt auch nicht zu widerlegen; ob 

er dies den Geschwistern, für die keineswegs ersichtlich sein 

musste, dass die vom Beklagten herangezogenen Werte nicht 

auch für die Zukunft gelten sollten, auch unmissverständlich 

offenlegte, steht nicht fest. Der Beklagte räumt selbst ein, auf 

der Modellrechnung die Zeiträume ,,15/35" und ,,20/40" unter­

strichen zu haben, um die (mögliche) Entwicklung zu veran­

schaulichen. In diesem Zusammenhang geht das Gericht auch 

davon aus, dass der Beklagte - entgegen seiner Darstellung -

die in der Modellrechnung Beilage ./G enthaltenen Werte 

,,4,50" und ,,8,50" gekennzeichnet hat, hat sich doch aus­

schließlich er dieser Unterlage bedient. Vor diesem Hinter­

grund erscheint es nun wenig wahrscheinlich und glaubwürdig, 

dass ein anderer diese Werte markiert haben soll; dazu be­

stand kein wie auch immer gearteter Grund. Ausgehend davon, 

dass der Beklagte Valerie und Mag. Sophie  die Modell­

rechnung Beilage ./G vorlegte und darauf die Werte" 4, 50" und 

,,8,50" kennzeichnete, konnte bei den Geschwister in Verbin­

dung mit der vom Beklagten noch beispielhaft angestellten 

Rechnung durchaus der Eindruck entstehen, dass zumindest 

4,5 % Rendite zu erwarten sind. 

Zum Inhalt der Besprechung vom 11.9.2002 liegen im 

Wesentlichen nur die Angaben der Zeugen Stephanie 

 und Christine  vor; der Beklagte meinte dazu 

lediglich, dass bei diesem Termin das von ihm erstellte Finan-
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zierungskonzept durch besprochen worden sei. In diesem Punkt 

sind die Ausführungen der beiden Zeuginnen glaubwürdig und 

unwiderlegt, sodass sie den Feststellungen bedenkenlos zu­

grunde gelegt werden konnten. Demgegenüber hält das Ge­

richt es nun nicht für besonderes wahrscheinlich und lebens­

nah, dass der Beklagte die Zeugin Christine  dazu ge­

drängt haben soll, in die von ihm vorgeschlagene Finanzierung 

einzuwilligen, zumal die Zeugin letztlich selbst einräumte, dem 

Beklagten schlussendlich vertraut und deshalb eingewilligt zu 

haben, im übrigen dass nicht sie das empfohlene Modell abge­

schlossen habe, sondern ihre Töchter. Der Beklagte erwähnt 

eine solche Drucksituation selbstredend mit keinem Wort. Nach 

seiner Darstellung war Christine  vom Vorschlag eines 

Einmalbeitrags sogar ausgesprochen angetan; auch einer der 

Zwillinge sei von einer Fremdwährungsfinanzierung begeistert 

gewesen, welcher Eindruck auch von der Zeugin Karin 

 bestätigt wurde. Bei Abwägung dieser Widersprüche 

vermochte sich das Gericht keiner der beiden Versionen an­

schließen, weil weder die eine noch die andere wirklich über­

zeugend und glaubwürdig ist; weitere Beweisergebnisse liegen 

zu diesen Fragen nicht vor. Auch die Zeugin Stephanie 

 konnte zur Klärung nichts beitragen, da ihre Anga­

ben in diesem Punkt nur auf Erzählungen ihrer Mutter basie­

ren. Aus den angeführten überlegungen musste daher einer­

seits offen bleiben, ob der Beklagte auf die Zeugin Christine 

 Druck ausübte, um die vorgeschlagene Finanzierung 

durchzusetzen; andererseits ließ sich aber auch nicht klären, 

ob Christine  bzw. einer der Zwillinge von einer Finanzie­

rung durch einen end fälligen Fremdwährungskredit (zumindest 

anfänglich) besonders begeistert war. Dass Valerie und Mag. 

Sophie  das vom Beklagten empfohlene Modell letztlich 

gefallen hat, ist unzweifelhaft, zumal sie sich sonst wohl nicht 

dafür entschieden hätten. 
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Die Feststellungen zu den Finanzierungsmöglichkeiten im 

allgemeinen und bei den Geschwistern  im speziellen, 

zum Finanzierungskonzept des Beklagten und den damit ver­

bundenen Risiken, zur Entwicklung des Kapitalmarkts, der 

Rückkaufswerte, Zinsen, Gebühren und sonstigen Kosten so­

wie zur Währungsentwicklung beruhen auf den schlüssigen 

und nachvollziehbaren Ausführungen des Sachverständigen 

Mag. Dr. Herbert SAM HAB ER; der Beschreibung der Kapitalle­

bensversicherungen liegen überdies die Beilagen .IB, .IC, .IM 

bis .10, .IQ, .IT, .IW bis .IZ, .17 bis .19, .110, .113 

bis .115, .119, .120 und .127 sowie die Ausführungen des Zeu­

gen Mag. Bernd  zugrunde. Der Gutachter hat in 

diesem Zusammenhang anschaulich aufgezeigt, warum die 

Empfehlung des Beklagten, die vorhandenen Eigenmittel in Til­

gungsträger zu investieren an statt sie als Eigenkapital für 

einen Wohnungskauf heranzuziehen, unrichtig und eine Fehlin­

vestition war. Zum Einen hat sich nämlich der (Haupt-) Til­

gungsträger von CMI im Vergleich zu anderen, auf dem Kapi­

talmarkt repräsentativen Produkten (vom Gutachter wurde ex­

emplarisch der Aktienindex DJ Euro Stoxx 50 herangezogen) 

unbefriedigend entwickelt und war seit Oktober 2007 jedenfalls 

rückläufig. Zum Anderen ist eine Finanzierung eines endfälli­

gen Fremdwährungskredits mit Tilgungsträgern für einen Kon­

sumenten auf keinen Fall zu empfehlen, da hier die Gefahr be­

steht, dass sowohl Zinsen als auch Devisenkurse in Relation 

zum Euro ansteigen und die Tilgungsträger versagen. Dr. 

 stellte ausdrücklich klar, dass in der finanziellen und 

beruflichen Situation der Zwillingsschwestern die richtige Bera­

tung von vornherein gewesen wäre, das vorhandene Kapital für 

den Wohnungskauf einzusetzen und nur über die dann noch 

fehlende Differenz einen Annuitätenkredit aufzunehmen, der 

laut Gutachter mit geringeren Kosten, Zinsen und vor allem Ri-
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siken verbunden und einem Kredit mit Endfälligkeit daher im­

mer vorzuziehen ist. 

Auch die Feststellungen über die Auflösung des Betreu­

ungsverhältnisses, insbesondere über allfällige damit einher­

gehende Konsequenzen, sowie zur Erkennbarkeit der Qualität 

der Veranlagung für die Anlegerinnen beruhen auf dem aus­

führlichen und schlüssigen Sachverständigengutachten Dris. 

 Der Gutachter hat überzeugend dargelegt, dass 

die Auflösung des Managementvertrags mit dem Beklagten nur 

dann ungünstig wäre, wenn man davon ausgeht, dass dieser 

im Jahr 2008 die richtigen Maßnahmen gesetzt hätte; erst zu 

diesem Zeitpunkt wäre es zu ersten Kursverlusten gekommen. 

In diesem Zusammenhang hat Dr.  allerdings auch 

deutlich gemacht, dass es sich hier nur um einen hypotheti­

schen Verlauf handelt, da der Kredit im Juni 2003 in Schweizer 

Franken konvertiert und mittlerweile zur Gänze auf Euro umge­

stellt wurde. Weiters hat der Sachverständige ausgeführt, dass 

es den Geschwistern  obwohl sich ein rückkaufsmäßig 

eingetretener Verlust bereits eindeutig aus der ersten Wert­

nachricht ergeben hat, erst nach einer Vertragslaufzeit von 

etwa fünf Jahren möglich sein konnte, eine Aussage über die 

Entwicklung der Tilgungsträger und damit die Qualität der Ver­

anlagung zu treffen. Eine fondsgebundene Lebensversicherung 

wie die gegenständliche schon nach einem Jahr aufgrund ei­

nes gesunkenen Rückkaufswerts beurteilen zu wollen, ist näm­

lich einerseits nicht sinnvoll, da sich klare Tendenzen - insbe­

sondere bei einer Laufzeit von wie hier 20 Jahren - erst ab 

dem fünften oder sechsten Jahr abzeichnen; andererseits ist 

es einem Laien auch gar nicht möglich, die tatsächliche Höhe 

eines solchen Werts nachzuvollziehen, da dieser sich aus 

Wertentwicklung und Abzügen zusammensetzt, deren Verhält­

nis vom Versicherer (im Regelfall) nicht offengelegt wird und 

gegenständlich auch tatsächlich nicht offengelegt wurde. 
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Insgesamt waren die Ausführungen des Sachverständi­

gen schlüssig und überzeugend und konnten den Feststellun­

gen zugrunde gelegt werden. Daran ändert auch der Umstand 

nichts, dass die gutachterliche Aussage zur Entwicklung der 

Aktienmärkte in den Jahren 2000 bis 2002 sowie zu den pro­

gnostizierten Ertragswerten von 4,5 bis 12 % im Widerspruch 

zur Meinung des Zeugen Mag. Bernd  steht; ein 

Sachverständigengutachten kann nämlich nicht durch eine 

Zeugenaussage entkräftet werden, was sich aus der verschie­

denen Funktion von Sachverständigen und Zeugen ergibt. 

Dieser Sachverhalt führt zu nachstehender 

rechtlicher Beurteilung: 

Im vorliegenden Fall steht der Beklagte auf dem Stand­

punkt, dass der geltend gemachte Anspruch bereits verjährt 

sei, da die Anlegerinnen schon im Jahr 2003 hätten erkennen 

können, dass die Veranlagungen Schwankungen unterworfen 

seien. 

Für den Beginn der Verjährungsfrist ist zunächst maßge­

bend, ob bereits und bejahendenfalls wann den Geschwistern 

 aufgrund des behaupteten Beratungsfehlers des Beklag­

ten ein Schaden entstanden ist. 

Nach ständiger Rechtsprechung beginnt die Verjährungs­

frist nicht vor dem tatsächlichen Eintritt des Schadens zu lau­

fen (verstärkter Senat SZ 68/238; RIS-Justiz RS0083144, 

RS0050338, RS0087615 ua). Dabei ist unter einem "Nachteil 

am Vermögen" iSd Schadens begriffs des § 1293 ABGB jede 

Vermögensveränderung nach unten zu verstehen, der kein ent­

sprechendes Äquivalent gegenübersteht. Nach den Feststel­

lungen wollten Valerie und Mag. Sophie  ursprünglich nur 

eine Eigentumswohnung anschaffen und damit ihre Ersparnis-
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se jedenfalls konservativ und risikofrei veranlagen. An diesen 

Vorstellungen und Vorgaben ist die Beratung durch den Be­

klagten zu messen (vgl. 7 Ob 253/97z). Erst über Vorschlag 

des Beklagten entschlossen sie sich für eine Finanzierungsart, 

bei der sie gleichzeitig die Mittel für eine Altersvorsorge auf­

bauen. Im vorliegenden Fall wurde den Zwillingen nun zwar 

nicht die Risikolosigkeit einzelner Anlageformen garantiert; 

über Kursschwankungen wurden sie sogar aufgeklärt. Aller­

dings hat ihnen der Beklagte (nur, aber immerhin) ein Gesamt­

finanzierungskonzept vorgeschlagen, das er als risikolos dar­

stellte; entsprechend dem weiten Schadensbegriff des ABGB 

liegt darin bereits der den Lauf der Verjährungsfrist auslösen­

de Primärschaden. 

Nach § 1489 erster Satz ABGB beginnt die Verjährungs­

frist erst zu laufen, sobald dem Geschädigten der Schaden und 

die Person des Schädigers bekannt geworden sind; dabei 

muss dem Geschädigten der Sachverhalt so weit bekannt sein, 

dass er mit Aussicht auf Erfolg Klage erheben kann. Diese 

Kenntnis muss den gesamten anspruchsbegründenden Sach­

verhalt umfassen, insbesondere auch die Kenntnis des Ursa­

chenzusammenhangs zwischen dem Schaden und einem be­

stimmten, dem Schädiger anzulastenden Verhalten, in Fällen 

der Verschuldenshaftung daher auch jene Umstände, aus de­

nen sich das Verschulden des Schädigers ergibt (RIS-Justiz 

RS0034951). Entscheidend für den Lauf der Verjährungsfrist 

ist daher im vorliegenden Fall, zu welchem Zeitpunkt die Ge­

schwister erkannten, dass das Gesamtkonzept - entgegen der 

festgestellten Darstellung des Beklagten - nicht risikolos war. 

Eine derartige Risikoträchtigkeit des Gesamtkonzepts liegt je­

denfalls dann vor, wenn sich dieses rein rechnerisch nicht 

mehr ohne zusätzliche Vermögensverminderung im Vergleich 

zur (herkömmlichen) Tilgung der Darlehen und Geldmittelbe­

schaffung vor dem Umschuldungs- und Finanzierungskonzept 
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entwickeln kann. Dabei kann eine bestimmte Kursentwicklung 

ein Indikator für die Risikoträchtigkeit einer bestimmten Anla­

geform sein; zu beachten ist allerdings, dass der anspruchsbe­

gründende Sachverhalt dem Geschädigten zwar nicht in allen 

Einzelheiten, aber doch so weit bekannt sein muss, dass er in 

der Lage ist, das zur Begründung seines Ersatzanspruchs er­

forderliche Sachvorbringen konkret zu erstatten (RIS-Justiz 

RS0034524). Bloße Mutmaßungen über die angeführten Um­

stände reichen für die Auslösung der Verjährungsfrist nicht aus 

(RIS-Justiz RS0034547). Ein nach Erkennen der Risikoträch­

tigkeit des gewählten Finanzierungskonzepts (etwa durch wei­

tere Kursverluste) eintretender weiterer Schaden ist im Übri­

gen als bloßer Folgeschaden zu qualifizieren, dessen Verjäh­

rung gleichfalls mit der Kenntnis vom Eintritt des Erstschadens 

beginnt. 

Wendet man diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall 

an, so durften die Geschwister bis zum Jahr 2007 jedenfalls 

von einer gesicherten Finanzierung ausgehen. Bis zu diesem 

Zeitpunkt waren sie sich zwar der mit Fremdwährungskrediten 

verbundenen Risiken, insbesondere dem von Kursschwankun­

gen, bewusst; entsprechend der Zusage des Beklagten durften 

sie allerdings darauf vertrauen, dass die abgeschlossenen Til­

gungsträger dem ausreichend entgegenwirken würden. Nach 

dem (insoweit unstrittigen) Sachverhalt ergibt sich ein rück­

kaufsmäßig eingetretener Verlust zwar schon aufgrund der 

Wertnachricht vom 1.10.2003. Eine fondsgebundene Lebens­

versiCherung mit einer Laufzeit von - wie hier - (über) 20 Jah­

ren kann allerdings erst nach fünf oder sechs Jahren realis­

tisch beurteilt werden; dies hatte der Beklagte den Geschwis­

tern sogar selbst noch erklärt. Die Verjährungsfrist konnte da­

her nicht vor dem 1.10.2007, als das Scheitern der Veranla­

gung anhand der vergleichsweise positiven Marktentwicklung 

evident wurde, zu laufen beginnen. Frühestens zu diesem Zeit-
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punkt musste den Schwestern bekannt sein, dass ihre Erwar­

tungen hinsichtlich der Rahmenbedingungen für eine allfällige 

Ertragschance wegen der fehlerhaften Beratung nicht zutref­

fend waren. Ihre Ansprüche sind daher noch nicht verjährt. 

Bleibt zunächst die Sachlegitimation zu prüfen; im ge­

genständlichen Fall bestreitet der Beklagte nämlich nicht nur, 

dass er selbst materiell verpflichtet sei, sondern auch die Ak­

tivlegitimation der klagenden Partei. 

Vorauszuschicken ist, dass die klagende Partei ein Ver­

band iSd § 502 Abs 5 Z 3 ZPO ist. Die Anwendbarkeit dieser 

Bestimmung erstreckt sich auf alle abtretbaren Ansprüche, de­

ren Wahrnehmung in den Aufgabenbereich der in § 29 KSchG 

genannten Verbände fällt (RIS-Justiz RS0122125); damit sol­

len in solchen Angelegenheiten Musterprozesse "zum Schutz 

überindividueller Interessen" ermöglicht werden (ErläutRV 613 

BlgNR 22. GP 8). In diesem Sinne können abgetretene Ansprü­

che daher nur solche sein, deren Geltendmachung nach der 

Verfassung des jeweils klagenden Verbands als dessen Aufga­

be zu qualifizieren ist; darunter würden etwa Ansprüche, die im 

Erb- oder Familienrecht wurzeln, nicht fallen. Dass die Gel­

tendmachung von Ansprüchen eines Verbrauchers im Zusam­

menhang mit einem behaupteten Verstoß gegen Informations­

und Beratungspflichten eines Anlageberaters in den Wirkungs­

kreis der klagenden Partei fällt, kann jedoch keinem Zweifel 

unterliegen (vgl. zur Abtretbarkeit des Anspruchs des Reisen­

den nach § 31e Abs 3 KschG: 6 Ob 142/09i). Im vorliegenden 

Fall haben die Geschwister  nun mit Vereinbarung vom 

26.10.2008 Beilage JA Schadenersatzansprüche gegen den 

Beklagten an die klagende Partei zum Zweck der Klagsführung 

abgetreten. Entgegen der Behauptung des Beklagten ist aus 

Sicht des Gerichts völlig unzweifelhaft, dass Gegenstand die­

ser Abtretung nur der von der klagenden Partei hier geltend 

gemachte Anspruch aus fehlerhafter Anlageberatung sein 
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kann, bestand doch zwischen dem Beklagten und den Ge­

schwistern  keine über den Anlassfall hinausgehende Ge­

schäftsbeziehung. Dafür spricht aber auch der Umstand, dass 

die Abtretung erkennbar auf den Klagsanspruch (..Feststellung 

EUR 30.000,--") beschränkt wurde. Nach dem im vorstehenden 

Absatz Gesagten waren die Ansprüche zu diesem Zeitpunkt 

auch noch nicht verjährt; die Aktivlegitimation der klagende 

Partei ist daher zu bejahen. 

Das Gleiche gilt für die passive Sachlegitimation des Be­

klagten: Nach den Feststellungen wurde dessen nicht protokol­

liertes Einzelunternehmen rückwirkend mit 1.1.2004, also lan­

ge vor Inkrafttreten des UGB von der Euro Management GmbH 

(in puncto "Vermögensberatung") bzw. der Euro Management 

GmbH & Co KG (was den Teilbetrieb "Unternehmensberatung" 

anlangt) durch Einbringung als Sacheinlage übernommen. Ge­

mäß § 1409 Abs 1 erster Satz ABGB muss sich der Gläubiger 

einen durch Vermögens- oder Unternehmensübertragung be­

dingten Schuldnerwechsel gegen seinen Willen allerdings nicht 

aufdrängen lassen; der Veräußerer haftet - neben dem "Neu­

schuldner" - weiter. Die Passivlegitimation des Beklagten er­

gibt sich daher (zumindest) aus dem Gedanken der Unterneh­

mensübertragung iSv § 1409 ABGB. 

In diesem Zusammenhang gilt nachzutragen, dass un­

strittig ist, dass es sich bei den Geschwistern  um Konsu­

mentinnen iSv § 1 Abs 1 Z 1 KSchG handelt (zur Konsumen­

teneigenschaft instruktiv: Krejci in Rummel', KSchG § 1 Rz 4 

ff). Der Beklagte versucht sich von einer (allfälligen) Haftung 

mit der Behauptung zu befreien, bei Vertragsabschluss Versi­

cherungsagent gewesen zu sein (§ 43 VersVG; siehe RIS-Jus­

tiz RS0114041). Nun trifft es zwar zu, dass der Beklagte von 

7.9.2000 bis 26.1.2006 berechtigt war, das Gewerbe der Versi­

cherungsvermittlung als Versicherungsagent auszuüben; im 

vorliegenden Fall kommt es aber nicht (zumindest nicht allein) 
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auf die Vermittlung eines Versicherungsvertrags, sondern - wie 

sich auch aus den abgeschlossenen Kreditverträgen ergibt -

die Erstellung eines Gesamtfinanzierungskonzepts an. Dass 

dieses auch den Abschluss von Versicherungsverträgen (als 

Tilgungsträger) beinhaltet, ist unerheblich. Abgesehen davon 

wollten die Geschwister nach den Feststellungen, bezogen auf 

ihre Finanzierungs-/Anlageentscheidung die einschlägigen 

Kenntnisse und Verbindungen des Beklagten in Anspruch neh­

men (vgl. 1 Ob 182/97i). Eine AgentensteIlung des Beklagten 

ist aber auch schon deshalb abzulehnen, da die Agenturver­

hältnisse zu GMI und Skandia erst 2005 begründet wurden, im 

fraglichen Zeitraum somit noch gar nicht bestanden. Der Be­

klagte ist hier somit nicht als Versicherungsagent, sondern als 

selbständiger Vermögens- und Unternehmensberater tätig ge­

worden. 

Nach ständiger Rechtsprechung ist der Anlageberater 

verpflichtet, seine Kunden richtig und vollständig über jene tat­

sächlichen Umstände zu informieren, die für den Anlageent­

schluss von Bedeutung sind; für unzureichende Kenntnisse hat 

er einzustehen, wenn er diese nicht offen legt. In diesem Sinne 

ist er auch zur Aufklärung über die Risikoträchtigkeit der in 

Aussicht genommenen Anlage verpflichtet. Welche Verhal­

tenspflichten ihn dabei im einzelnen treffen, kann zwar nur auf­

grund der konkreten Umstände beurteilt werden, doch treffen 

ihn jedenfalls dem Anlageinteressenten gegenüber Schutz- und 

Sorgfaltspflichten. Stellt er etwa ein typisches Risikogeschäft 

als sichere Anlageform hin und veranlasst er dadurch den An­

leger zur Zeichnung einer solchen Beteiligung, dann haftet er 

für die fehlerhafte Beratung selbst dann, wenn auch er von der 

Seriosität des Anlagegeschäfts überzeugt gewesen sein sollte, 

weil er ein solches Geschäft nicht ohne weiteres als sichere 

Anlageform anpreisen darf (RIS-Justiz RS0108073, 

RS0108074). 



Hinterlegt am 28.02.2011 - 00:11 

- 53-

Schadenersatzansprüche gegen einen Anlageberater 

wegen Verletzung (vor-)vertraglicher Schutz-, Sorgfalts- und 

Aufklärungspflichten kommen namentlich dann in Betracht, 

wenn der Berater eine auf unrichtigen bzw. unvollständigen 

Ermittlungen beruhende und deshalb unrichtige Prognose 

erstellt, ohne den Anleger auf diese Umstände hinzuweisen 

oder ihn über seine fachliche (In-)Kompetenz aufzuklären; in 

solchen Fällen gibt sich der Anlageberater dem Anleger 

gegenüber den Anstrich der Sachkunde iSd § 1299 ABGB, 

sodass er dann auch dem dort geregelten Sorgfaltsmaßstab 

unterliegt. An diesem Ergebnis kann auch der Umstand, dass 

der Anlageberater vom Anleger nicht (durch eine von diesem 

zu entrichtende Provision) gesondert entlohnt wird, nichts 

ändern, weil er seine beratende Tätigkeit im Rahmen oder 

doch in Vorbereitung eines insgesamt entgeltlichen Geschäfts 

entfaltet und damit den Abschluss dieses Geschäfts 

entscheidend beeinflusst. Seine Tätigkeit ist daher als 

entgeltlich zu beurteilen und somit § 1300 erster Satz ABGB 

zufolge dem Sorgfaltsmaßstab des § 1299 ABGB zu 

unterwerfen (1 Ob 182/97i; SZ 66/129; RdW 1991, 232 ua). Die 

Pflicht des Anlageberaters zur Aufklärung des 

Anlageinteressenten über die Risikoträchtigkeit der geplanten 

Kapitalanlage wird auch nicht etwa dadurch aufgehoben, dass 

es deshalb grundsätzlich Sache des Investors ist, die Risken 

einer Beteiligung abzuschätzen und zu tragen, weil ihm in der 

Regel unterstellt werden darf, dass er seine wirtschaftlichen 

Interessen selbst wahrzunehmen imstande ist (vgl. dazu auch 

SZ 61/148). 

Valerie und Mag. Sophie  waren zum Zeitpunkt der 

Beratung durch den Beklagten 20 Jahre alt und noch Studen­

tinnen; ihr monatliches Einkommen lag bei € 1.000,00 bis € 

1.200,00, an Eigenkapital war - ohne Zuschuss der Mutter -

ein Betrag von etwa € 10.000,00 sowie zwei Bausparverträge 
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vorhanden. Im vorliegenden Fall war ihr (ursprüngliches) Anla­

geziel eine Wohnraumfinanzierung und damit eine sichere Ka­

pitalanlage, darüber hinaus (über Anraten des Beklagten) ein 

zusätzlicher Vermögensaufbau für eine Altersvorsorge. Indem 

der Beklagte ihnen, trotz ihres Alters - und ihrer festgestellten 

begrenzten Risikobereitschaft - zu einer Finanzierung über 

einen endfälligen, Währungsschwankungen unterliegenden 

Fremdwährungskredit mit Tilgungsträgern geraten hat, hat er 

einen Beratungsfehler zu verantworten. Der Schaden ist somit 

bereits dadurch entstanden, dass der Beklagte - wenngleich 

das Finanzierungskonzept grundsätzlich auch einen Euroab­

stattungskredit beinhaltete - letztlich keine sichere, sondern 

eine Kursschwankungen unterliegende Finanzierungskonstruk­

tion vorgeschlagen hat, wobei die Risikogeneigtheit einer Anla­

geform als Produkteigenschaft anzusehen ist. Nach den getrof­

fenen Feststellungen waren sich die Geschwister sehr wohl 

über das mit Fremdwährungskrediten verbundene Risiko von 

Währungsschwankungen im Klaren; aufgrund der Darstellung 

des Beklagten gelangten sie jedoch zur Ansicht, dass diese Fi­

nanzierung es ihnen ermöglichen würde, den Wohnungskredit 

- sogar schneller - zurückzuzahlen und darüber hinaus noch 

Vermögen aufzubauen, weil der Haupttilgungsträger ein Garan­

tieprodukt sei und eine gute Entwicklung aufweise. Der Beklag­

te rief bei ihnen den Eindruck hervor, dass das bestehende (ih­

nen bewusste) Kursschwankungsrisiko aufgrund des Tilgungs­

trägers von vornherein auf ein Mindestmaß reduziert und Ne­

gativentwicklungen praktisch nicht möglich seien. Dass die 

Schwestern in Anlagefragen besonders versiert gewesen wä­

ren, insbesondere über einschlägiges Fachwissen verfügt hät­

ten, und ihnen deshalb hätte zugemutet werden können, ihre 

wirtschaftlichen Interessen als Anleger selbst ausreichend zu 

wahren, hat der Beklagte nicht bewiesen, im Gegenteil: Er hat 

sogar selbst zugestanden, dass die Schwestern keine "Veran-
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lagungsprofis" waren. Unter Berücksichtigung der persönlichen 

und finanziellen Lage der Geschwister im Jahr 2002 wäre die 

richtige Beratung von vornherein gewesen, das vorhandene Ei­

genkapital als Eigenmittel für den Wohnungskauf einzusetzen 

und nur über die dann noch fehlende Differenz einen Annuitä­

tenkredit aufzunehmen. 

Zutreffend ist der Einwand des Beklagten, dass gemäß 

den von Valerie und Sophie  unterfertigten Beratungspro­

tokollen die Haftung für leichte Fahrlässigkeit - ausgenommen 

hinsichtlich Vollständigkeit und Richtigkeit der die gewählte 

Anlage betreffenden Informationen - ausdrücklich ausgeschlos­

sen wurde. Entgegen der Auffassung der klagenden Partei wur­

de nämlich dieser Haftungsausschluss für leichte Fahrlässig­

keit iSd § 15 Abs 2 WAG 1997 wirksam vereinbart. Die Bestim­

mung' mit der die Haftung hinsichtlich aller Umstände, die sich 

auf die persönlichen finanziellen Verhältnisse, auf das persön­

liche Anlageverhalten und auf die Anlageziele der Kunden be­

ziehen, auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit eingeschränkt 

wird, findet sich nämlich auf dem Papier "Mandantenhinweise" 

in Fettdruck oberhalb der Unterschrift von Valerie und Mag. 

Sophie  Trotzdem ist für den Beklagten nichts gewon­

nen' weil es ihm nicht gelungen ist, sich gemäß § 1298 ABGB 

vom Vorwurf des grob fahrlässigen Beratungsfehlers freizube­

weisen. 

Grundsätzlich hat der Schädiger den Geschädigten so zu 

stellen, wie er ohne schuld haftes Verhalten gestellt wäre. Der 

Schaden ist dabei durch eine Differenzrechnung zu ermitteln, 

wobei zunächst der hypothetische heutige Vermögensstand 

ohne das schädigende Ereignis zu ermitteln und von diesem 

Betrag der heutige tatsächliche Vermögenswert abzuziehen ist 

(RIS-Justiz RS0030153; 7 Ob 149/03t mwN). Im vorliegenden 

Fall sind allerdings die Lebensversicherungsverträge (Til-
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gungsträger) nach wie vor aufrecht; auch der Kreditvertrag be­

steht, wenngleich zur Gänze in Euro konvertiert, noch. Da der 

Erfolg dieser Anlage derzeit nicht abzuschätzen ist, ist die 

Schadensfeststellung somit noch nicht abgeschlossen. Man­

gels Bezifferbarkeit des den Geschwistern endgültig entstan­

denen Schadens zum Zeitpunkt des Schlusses der mündlichen 

Verhandlung erster Instanz scheidet eine auf Geldleistung ge­

richtete Schadenersatzklage von vornherein aus. Das gestellte 

Feststellungsbegehren dient daher dem schutzwürdigen Inter­

esse der klagenden Partei an der grundsätzlichen Feststellung 

der Haftung des Beklagten, wobei zur Klarsteilung das Datum 

der Kreditaufnahme auf 2002. richtig zu stellen war. 

Dass die Geschwister das Betreuungsverhältnis mit dem 

Beklagten im Jahr 2004 beendet haben, kann ihnen nicht als 

Sorglosigkeit angelastet werden, zumal der hier relevante (Pri­

mär-) Schaden bereits durch die Wahl eines für sie nachteili­

gen Finanzierungskonzepts entstanden ist. Dass ihr Verhalten 

für den Eintritt weiterer (Folge-) Schäden kausal gewesen 

wäre, steht nicht fest, zumal die Kündigung des Management­

vertrags nur dann ungünstig gewesen wäre, wenn der Beklagte 

im Jahr 2008 den Kursverlauf richtig eingeschätzt und entspre­

chend reagiert hätte. Eine exakte Einschätzung, geschweige 

denn Vorhersage künftiger Kursentwicklungen ist allerdings 

selbst einem Experten kaum möglich. Abgesehen davon wäre 

die Lukrierung von Gewinnen ab Juli/August 2008 bzw. Februar 

2010 jedenfalls - sohin unabhängig von einer Anlageberatung 

- nicht mehr denkbar gewesen. Im Übrigen war es den Ge­

schwistern bei Vertragsauflösung weder möglich, die Qualität 

der Veranlagung zu erkennen noch eine Aussage über die zu 

erwartende Performance der Lebensversicherungen zu treffen. 

Der erhobene Mitverschuldenseinwand ist daher unberechtigt. 



Hinterlegt am 28.02.2011 - 00:11 
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Insgesamt war dem Klagebegehren daher stattzugeben. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 41 Abs 1 ZPO. 
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Salzburg, 21. Februar 2011 

Dr. Ursula Mühlfellner 
Richterin 

Elektronische Ausfertigung 
gemäß § 79 GOG 






